I Der Sudan
1. Einführung 

Der Sudan liegt im nordöstlichen Afrika und erstreckt sich südlich von Ägypten zwischen 4° und 23° nördlicher Breite. Die enorme Fläche des Sudan wird auch dadurch unterstrichen, das er an topographisch und kulturell so unterschiedliche Staaten wie an Ägypten im Norden, an Äthiopien im Osten, an Kenia, Uganda und Zaire im Süden, an Zentralafrikanische Republik im Südwesten, an den Tschad im Westen, an Libyen im Nordwesten, und an dem Roten Meer im Osten, über das er auch an das Königreich Saudi-Arabien grenzt. 

Seine Fläche beträgt 967,500 Quadratmeilen (2.505.805 km2), d.h. 8,3% der Gesamtfläche Afrikas und 1,7% der Festlandfläche weltweit; Damit ist der Sudan das größte Land des afrikanischen Kontinents und das zehntgrößte der Welt. Das Land mit einer Nord-Süd-Ausdehnung von knapp 1700 Kilometern umschließt die Sand- und Steinwüstendes ariden Klimas im Norden ebenso wie die Sumpfgebiete und fruchtbaren Abhänge mittelhöher Gebirgszüge im Tropengürtel. Diese schwer erfassbare Größe macht es schwierig, den Sudan Nord- Ost- oder Zentralafrika zuzuordnen.1  
Aus topographischer Sicht kann der Sudan grob in drei Großregionen eingeteilt werden, und zwar in den Nordsudan, den Zentralsudan und in den Südsudan. Der Nordsudan besteht größtenteils aus Wüste; westlich des Nils liegt die Libysche Wüste, östlich davon wird sie Nubische Wüste genannt. Der Zentralsudan ist von weiten Graslandebenen charakterisiert, die während der Regenzeit als ein üppiges Weideland genutzt werden können.

Im äußersten Westen wird die Zentralregion durch das über 3000 Meter hohe Jebel Marra-Massivs begrenzt. Östlich des Weißen Nil besteht der Zentralgürtel aus schwerem Lehmboden. Dieser lehmige Untergrund einigt sich hervorragend für einen intensiven Anbau. Zwischen Weißen und Blauem Nil liegt auch die mit einer eine Million Hektar größte künstlich bewässerte Anbaufläche der Welt, das Gezira-Scheme. 

Die Landschaftsformen des Südsudan sind im Vergleich zum Norden vielfältiger und reichen von ebenen Steppen und Savannen bis zu tropischen Regenwäldern. Dominieret wird der Südsudan jedoch von einem riesigen Sumpfgebiet, dem Sudd, von dessen Gesamtfläche von ca. 100.000 Quadratkilometern ungefähr ein Drittel das ganze Jahr über überflutet ist. 

Die einzelnen Großräume werden durch verschiedene Klimazonen bestimmt. Im Norden herrscht ein arides Klima vor mit großen Temperaturunterschieden innerhalb eines Jahres sowie zwischen Tag und Nacht. Trockene Luftmassen aus den Wüstengebieten Ägyptens, Libyens und lassen die relative Luftfeuchtigkeit bis auf wenige Prozente absinken. Regenfällen kommen hier nur selten vor. Der äußerste Süden ist dagegen durch das Tropenklima charakterisiert. Die Regenzeit erstreckt sich hier über neun Monate und reicht von Februar bis November. Während im tropischen Bereich des Sudan der Niederschlag als ein konstanter Faktor betrachtet werden kann, ist die Ökologie und Ökonomie der übrigen Gebiete vom eintreffen der Regenfälle während der Sommermonate abhängig. Die Intensivität und Dauer der Niederschläge nimmt von Nord nach Süd zu.
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1- vgl. Sudan 1998, External Information Office, Khartoum 1998, S. 13.   

Die Instabilität der Regenzeit unterstreicht die Bedeutung des Nil als Lebensader des Sudan, sein Reichtum. Entlang seines Verlaufs gibt es die größte Bevölkerungskonzentration. Der Nil prägt die Geographie des Landes, das er in einem gewaltigen Flusssystem bewässert und gleichzeitig eine natürliche Verbindung von Nord und Süd bildet. 

Der Nil ist mit seiner 6700 Kilometern Länge der längste Strom der Erde. Sein Quellgebiet liegt auf der Südhalbkugel, sein Mündungsgebiet im Mittelmeer bildet das ägyptische Nildelta. Er läuft auf sudanesischem Gebiet eine Strecke von 3200 Kilometer. Er könnte mit seinen ungeheuren Wassermassen zur Bewässerung riesiger brachliegender Flächen genutzt werden und damit das große Vegetationspotential des fruchtbaren Bodens aktivieren.  

1.1. Geschichte des Sudan 

Aufgrund dieser wichtigen strategischen Lage beherbergt der Sudan eine enorme Menge kultureller und natürlicher Vielfalt. Während zahlreicher historischer Phasen war er Bindegebiet und Ort des Austausches zwischen Afrika, Asien, und den Mittelmeerländern. Der heutige Sudan ergibt sich aus dieser historischen Rolle, deren Einfluss deutlich in der Bevölkerungszusammensetzung mit über 100 verschiedenen Bevölkerungsgruppen und deren unterschiedlichen ethnischen und kulturellen Wurzeln zum Ausdruck kommt. Die wichtigsten Einflussfaktoren hierbei sind erstens der arabisch-islamische und zweitens der afrikanische. Der Sudan war und ist immer offen für Menschen aus aller Welt und wurde so zu einem Ort gegenseitiger Befruchtung verschiedenster Völker und Kulturen. Gleichzeitig vermittelt er seit jeher Gedankengut und Religionen zwischen Afrika und dem Rest der Welt. 

Dank Ausgrabungen und Hieroglyphen können wir uns das Leben in Nubien in den letzten 5000 Jahren vorstellen. Nubien ist eines der Länder mit der am längsten bekanntesten geschichtlichen Vergangenheit der Erde.2 Durch diese einzigartige Stellung ist der Sudan zu einem der archäologisch reichsten Länder Afrikas geworden und verfügt über zahlreiche historische Stätten. Zu Beginn des 19 Jh. mit dem Einmarsch der Truppen des Khediven Muhammed Ali Pascha 1821, erwachte das europäische Interesse am Studium der Geschichte des Sudan. 

Der Mensch tritt im Sudan zum ersten Mal während des Paläolitkums in Erscheinung. Archäologische Stätten aus dieser Zeit wurden zwischen Khartoum im Süden und Wadi Halfa im Norden entdeckt. Die Kultur Mesolíthikums ist bekannt für ihre wellenförmig verzierten Töpferwaren, und die Tonfunde dieser Stätten weisen diese Muster auf. 

Im Neolithikum fand der Übergang zu Viehzucht und Ackerbau statt. Der bekannteste Fundort im Sudan aus dieser Zeit ist das nördlich von Khartoum gelegene “Ash-Shahainab”. Hier finden sich als erster konkreter Hinweis auf Viehzucht im Sudan Knochenreste von Schafen, „ ... die auf etwa 4500 v. Chr. datiert werden“. 3 

Anfang dieses Jahrhunderts wurden bei Ausgrabungen in der Nordprovinz (Unternubien) Spuren von noch nicht identifizierten Kulturen entdeckt. Die spärlichen Hinweise ähneln Funden in Ägypten. 
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2- Vgl. Iten, Oswald: Sudan, Zürich 1983, S. 51. 
3- Vgl. Awad A. Mohamed: Sudan zwischen gestern und heute, Amman 1995, S.6 .

Während der Herrschaft des alten Reiches in Ägypten wandelte sich die Art der Beziehungen zwischen Ägypten und Nubien und war geprägt von Feindseligkeit. Es fanden zahlreiche Strafexpeditionen nach Nubien statt; denn es stellte für Ägypten die Lebensader dar und war besser ausgestattet mit Reichtümern, Gütern und Edelsteinen und Verfügte über höhere Ernteerträge, größeren Tierbestand und mehr Sklaven. 

Während des Mittleren Reiches errichteten die Ägypter an strategischen Punkten beiderseits des Nils eine Reihe befestigter Siedlungen, um die durch nubische Gebiete führende Handelswege zu schützen. Unglücklicherweise waren diese architektonischen Leistungen im Süden Ägypten und im Norden des Sudan wegen des Hochdamms bei Assuan dem endgültigen Untergang geweiht.4 
Etwa zu dieser Zeit trat eine regionale Macht mit großen politischen Einfluss in Obernubien in Erscheinung: das Reich von Kerma. Es entstand in der zweiten Hälfte des dritten vorchristlichen Jahrtausends und hielt sich ungefähr 100 Jahre. Das Besondere des Ortes Kerma sind seine zahlreichen, aus ungebrannten Ziegeln errichteten Gebäude, die bekannt sind als „West-Daffufa“. Außerdem gibt es dort einen riesigen Friedhof mit mehr aus 2.000 Gräbern. Kerma gilt als eine der ältesten Städte, die in Afrika gegründet wurden und unterscheidet sich von den zeitgleichen Kulturen insbesondere durch seinen Begräbniskult. Das Reich Kerma fiel Mitte des zweiten Jahrtausends v. Chr. durch Ägyptische Truppen der 18. Dynastie. 

Im 11. Jh. v. Chr. Zogen sich die Ägypter aus Nubien zurück, und der Sudan trat in eine neue geschichtliche Phase. Gegen Ende des 9. Jh. v. Chr. entstand mit dem Reich Kusch eine politische Regionalmacht. Diese Zeit wird in zwei Abschnitte eingeteilt: 
1.2.1. Das Reich Napata (850-300 v.Chr.) 
Seine Hauptstadt war Napata in der Nähe des 4. Katarakts. Die Herrschaft der Könige von Napata festigte sich, und ihr Einfluss reichte bis nach Ägypten, das für ein Jahrhundert unter der Herrschaft der 25. Dynastie stand. Zu dieser Zeit pflegten die Napater einen Großteil der Pharaonischen Bräuche (Amun-Kult, Bestattung ihrer Herrscher in Pyramiden, Verwendung der Hieroglyphenschrift u. a.) 

1.2.2. Das Reich Meroe (350 v. Chr. – 300 n. Chr.)

Es wurden südlich des 5. Kataraktes gegründet, 270 v. Chr. verlegte man jedoch die Hauptstadt vom nördlichen Napata ins südliche Meroe, das dadurch zu offiziellen Hauptstadt des Reiches Kusch wurde. Die Bewohner von Meroe errichteten große Städte und Tempel im Zentrum des Landes. Sie verwendeten eine neue Schrift, bekannt als die Sprache von Meroe, deren Entschlüsselung der Wissenschaft bis heute nicht gelungen ist. Neben den alten Göttern wie dem Gott Amun glaubten sie an eine neue Gottheit, den Löwengott „Apedemak“. Das Reich Meroe fiel durch den Angriff der Aksumiden aus dem Osten.5  
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4- Hakim M. A. Ali: Die kulturelle Identität Sudans, Khartoum 1990, S. 86-87. 
5- Ursula Hintye, 1996  in der Mitteilung der Sudan- archäologischen Gesellschaft zu Berlin E.V.,1996.
1.2.3. Sudan und Christentum 

Unter der Herrschaft des römischen Kaisers Konstantin breitet sich das Christentum in Ägypten sehr rasch aus. Im 6. Jahrhundert sandte Byzanz die ersten Missions-Expeditionen nach Nubien. Nach dem Zerfall des meroitischen Reiches erlebte Nubien erneut eine Okkupation vom Norden her, und zwar durch das christliche Ostrom. Mit der offiziellen Christianisierung durch Byzanz um 570 n. Chr. entstanden entlang des Nils zahlreiche Kirchen und Klöster und Nubien wurde die Heimat dreier christliche Königreiche.6  
· Nobadia im Norden im Grenzgebiet zwischen Ägypten und Sudan mit der Hauptstadt Faras,
· Mukuria (Maqwar) zwischen 3. und 4. Katarakt mit Alt-Dongola als Zentrum, 
· und weiter Flussaufwärts nahe dem heutigen Khartoum Alwa mit Soba als Hauptstadt. 

Das christliche Nubien erfreut sich jedoch nur kurze Zeit des Kontaktes mit der Kirche Byzanz, denn schon bald später wurde die Verbindung durch die arabische Expension in Nordafrika unterbunden. 

Das Vordringen arabischer Gruppen nach Oberägypten und der zweimal versucht Einfall in Nubien unter Amr ibn al as in den Jahren 642 und 652 zwangen Nobadia und Makuria sich zu einem christlichen Königreich zu vereinigten, das bis zum 14. Jh. n. Chr. existierte. Die arabisch-islamische Invasion, arabische und verschiedene Einwanderungswellen im 14. und 15 Jh. schwächen christliche Herrschaft und politische Macht. Seit dieser Zeit ist der Sudan vom arabisch-islamischen Faktor geprägt. 

1.2.4. Sudan und Islam

Im 7. Jh. n. Chr. als das islamische Heer Ägypten eroberte, erreichte der Islam den Sudan. Unter der Führung des Oqba ibn Nafi al Fahri stieß ein Teil der Truppen weiter vor und kämpfte gegen die ursprünglichen Bewohner des Sudan- die Nubier. Ihm folgt Abdallah ibn Abi as-Sarh, dem es gelang mit Nubien einen Vertrag zu schließen (Baqt-Vertrag 651 n. Chr./31 d. H.), der 600 Jahre hielt. 

Dadurch wurde Nubien zu einem Vertragspartner. Der Baqt-Vertrag regelte das Verhältnis zwischen Nubien und dem islamischen Staat. 

Am Ende des 13. Jahrhunderts beginnen die Nubischen Königreiche endgültig zu zerfallen; die jahrhundertlange kontinuierliche Unterwanderung Nubiens durch arabische Gruppen zeigte ihre Wirkung. Der Untergang der christlichen Reiche war aber weniger auf militärische Niederlagen zurückzuführen, als vielmehr auf eine Veränderung der religiös-sozialen Verhältnisse.7 Der christliche Glaube mit seiner Sakralsprache Griechisch blieb stets nur die Religion der nubischen Oberschicht, während sich in der Bevölkerung durch Zwischenheirat und intensiven Kontakt mit Händlern und Nomaden islamischen Zellen gebildet hatten. 1504 zerfiel mit Alwa das letzte nubische Königreich. Damit beginnt die friedliche Übernahme des Islam durch die Sudanesen; es entstanden islamische Gemeinden in Alt-Dongola, Suakin, Aidab und später das islamische Königreich von Dongola.  
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6- Vgl. Awad A. Mohamed: Sudan zwischen gestern und heute, Amman 1995, S.8 .

7- Vgl. Hakim M. A. Ali: Die kulturelle Identität Sudans, Khartoum 1990, S. 93-97.
Durch die Ansiedlung vieler Araber und deren Interaktion mit der heimischen Bevölkerung entstand im 15. Jh. das islamische Sultanat von Sennar (Funj), in dem sich Einheimische mit Arabern zusammenschlossen und einen islamischen Staat gründeten. Die bestehenden Reiche dieser Zeit waren neben Sultanat Sennar, das Sulatant al-Fur und das Königreich Tagali. Das Sultanat von Sennar war ein multiethnischer und vielsprachiger Staat, obwohl die arabische Sprache im Laufe der Zeit mehr und mehr als Staatssprache fungierte. Erst infolge des Einmarsches der Truppen von Muhammed Ali Pascha 1821 wurde Sennar an das Osmanische Reich angeschlossen. Die Eroberung von Darfur 1874 bildet den Schlusspunkt des osmanischen Vorstoßes. Die Fremdherrschaft dauert bis 1885 an und endet mit dem Erfolg der mahdiestischen Bewegung unter Führung des Imams Muhammed Ahmed al-Mahadi und dem Tod des letzten Generalgouverneurs des Sudan General Charles George Gordon. Die Herrschaft des Mahdiya währte lediglich etwa 14 Jahre.       

2. Der moderne Staat

Wie die Mehrzahl der afrikanischen Staaten ist auch der Sudan eine koloniale Schöpfung. Der türkische Vizekönig von Kairo, Mohammed Ali, der die ottomanische Herrschaft über Ägypten stellvertretend für die Sultanate von Konstantinopel ausübte, schickte 1820 sein Heer nach Nubien und in den Sudan. Als im Sommer 1820 der Feldzug gegen den Sudan unter Ismail gestartet wurde, hatte das sich in Auflösung befindliche und in seinem Randbreichen de facto nicht mehr existente Königreich der Funj seinen Angreifern nichts entgegenzusetzen. Ein Jahr nach Beginn der Operation musste das von Intrigenkämpfen geschwächte Funjreich am 13. Juni 1821 seine Hauptstadt Sennar den Invasoren übergeben, auch die Steppenbewohner Kordofans fielen in die Hände der Türken. Mohammed Alis Sohn Ismail, der den Feldzug gegen Sennar geleitet hatte, fiel auf dem Rückweg nach Ägypten einem Brandanschlag zum Opfer. Die Rache der Türken war grenzenlos. Während Jahren rückte Strafexpedition um Strafexpedition aus, um mordend und plündernd den Tod Ismials zu vergelten.8 

Im zweiten Teil des 19. Jahrhunderts, während der Herrschaft des Khediven Ismail in Kairo, versuchten die Türken, ihr sudanesisches Territorium auszuweiten. Ismail verpflichtete europäische Offiziere und Abenteurer für seine Dienste im Sudan. Er ernannte Sir Samuel Baker, zum Gouverneur über Equatoria. Sein Nachfolger wurde 1874 Charles Gordon, der eine entscheidende Rolle in der Geschichte des Sudan spielte. Godron wurde 1877 zum Generalgouverneur über das ganze Land befördert. Als der Khedive Ismail starb, legte auch Gordon sein Amt nieder, und die Türkisch-Ägyptische Administration verfiel rasch wieder in die Korruption. Mit der rigorosen Steuerpolitik forderte die Regierung jedoch den Widerstand der Bevölkerung heraus. Da man militärisch zu schwach war, zeigte sich die Insubordination in einer Abwanderung großer Bevölkerungsteile. Dieser Massenexodus aus dem Niltal traf die Regierung empfindlich, weil es dadurch zu Nahrungsengpässen kam und geringere Steuereinnahmen hingenommen werden mussten.   

2.1. Der Aufstand des Mahdi 

Zum Zeitpunkt des Revolutionsausbruchs in Ägypten war der aus Dongola stammende Mohammed Ahmed etwa 40 Jahre alt. Seine Familie stammte von den nubischen Kenuzi und führte die Bezeichnung El Ashraf, was die „Edeln“ bedeutet und womit die Nachkommen des Propheten bezeichnet wurden. Er war schon als Kind tief religiös und beeindruckte damit seine Religionslehrer. 
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8- Vgl. Iten, Oswald: Sudan, Zürich 1983, S. 53.
Durch seinen Ruf als islamischer Mystiker und durch seine Frömmigkeit sammelte sich in seinem Hauptquartier, der Insel Aba im Weißen Nil, gegenüber dem heutigen Kosti, schon bald eine große Schar Anhänger um ihn, die sich Anfangs aus Angehörigen der ethnischen Gruppen in Umfeld von Aba zusammensetzte. Die Manifestation Mohammed Ahmeds als Mahdi erfolgte im Juni 1881. Die Regierung zeigte sich über die Vorgänge aus Aba völlig unvorbereitet. Die Nichtbefolgung der Aufforderung nach Khartoum zu kommen, wurde seitens der Regierung eine Polizeitruppe nach Aba geschickt, um den „Irrgläubigen“ in die Hauptstadt abzuführen, doch wurde sie bei Nacht niedergemetzelt und der Mahdi somit zum Aufständischen. Dieser überraschende militärische Erfolg wurde seitens der Bevölkerung als ein Wunder angesehen und hatte ein großes Ansteigen der mahdiestischen Anhängerschar (Ansar) zur Folge. Mit seinen Getreuen entzog er sich dem Zugriff durch die Flucht auf den Berg Gedir in der Nähe der Dörfer Fungo, Kao und Niaro in den Nuba-Bergen. Im Jahre 1882 besetzten britische Truppen Ägypten, womit die englische Krone direkt in den sudanesischen Aufstand einbezogen wurde.

Von Gedir aus stürmten die zunächst schlecht bewaffneten, aber begeisterten Horden durch ganz Kordofan und eroberten am 19. Jänner 1983 die wichtige Provinzhauptstadt El Obeid. Die Einnahme der Stadt eröffnete dem Mahdi die Aussicht auf eine Reihe von weiteren Siegen. Nun reagierte Kairo mit der Entsendung eines Heeres von 10.000 Mann unter der Führung des Engländers Hicks. Die Späher des Mahdi verschütteten alle Brunnen auf dem Weg, den die Armee einschlagen musste. Die geschwächte Truppe fiel in der folgenden Schlacht praktisch bis auf den letzten Mann, einschließlich Hicks. Nun entscheidet sich die britische Regierung, die noch bestehenden Truppen im Sudan abzuberufen. General Gordon, der mit dem Rückzug betraut wurde, wurde vom türkischen Khediven wiederum zum Generalgouverneur des Sudan ernannt.9 Die erfolgreiche Belagerungs- und Aushungerungstaktik des Mahdi war sehr erfolgreich. Im Jänner 1885 kam es dann zur Erstürmung Khartoums. Ein halbes Jahr nach der Einnahme der Hauptstadt starb der Führer an den Folgen des Fiebers. Nach dem Tod des Mahdi übernahm Khalif Abdullahi die Macht. Die außen- und innenpolitische Situation des neuen Staates wurde mit Fortdauer seiner Regierungszeit immer problematischer. Im Jahre 1896 wurden in  London und Kairo die ersten Vorbreitungen für einen Feldzug unter der Leitung von General Kitchener getroffen. Die Mahdisten leisteten gegen die vorrückenden Truppen kaum Wiederstand. Sie zogen ihre gesamten Streitkräfte in Omdurman zusammen, wo es am 2. September 1898 zur Entscheidungsschlacht kam. Zwar verteidigten die Mahdisten mit Todesverachtung die Stadt, sie waren aber gegen die mit modernsten Waffen ausgerüsteten anglo-ägyptischen Truppen machtlos. 
2.2. Das Anglo-Ägyptische Kondminum (1898-1956)

Nachdem die Mahdiya von den anglo-ägyptischen Truppen in der Schlacht von Kairo geschlagen worden war, wurde dem Sudan eine neue Regierungs- und Verwaltungsform auferlegt: das anglo-ägyptische Kondominium. Obwohl festgelegt wurde, dass Ägypten bei der Regierung des Sudan beteiligt sein sollte, so waren es in Wirklichkeit doch die Briten, die Geschicke des Sudan lenkten und die Verwaltung des Landes. Sie brachten Eisenbahn und Binnenschifffahrt ins Lande, führten Post- und Telegrafendienste ein, und gründeten das Gordon Memorial College, und begannen das groß angelegte Bewässerungsprojekt für den Anbau von Baumwolle in der Gezira-Region, die für die britische Textilindustrie ein sehr wichtiger Import ist.10 
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9- Vgl. Bashir H. Kookoo: Erzählungen aus türkischen und mahdistischen Zeiten, Khartoum 19969, S. 179-199. 

10- Vgl. Beshir Mohamed Omer: The Southern Sudan, Background to Conflict, London 1968, S. 56. 
Das Ziel Großbritanniens bestand darin, im Norden des Sudan einen säkularen Staat und im Süden einen christlichen Staat einzurichten. Derweil strömen katholische Missionare ins Land und bekehren sich im Süden Teile der vorher “heidnischen” Schwarzen, so dass eine christliche Minderheit entstehtDie Sudanesen unterwarfen sich dem Kondominium jedoch nicht. Im Jahre 1924 kam es unter Führung von Abd al-Latif al-Maz, ein gebürtiger Dinka,  zum Aufstand der „White Flage League“ gegen die Besatzung und für die Einheit des Niltales. Nach den Vorstellungen der League sollte der Sudan allerdings zu einem späteren Zeitpunkt in die Unabhängigkeit entlassen werden. Der 1938 gegründete “Graduates’ General Congress” rief nach zum Aufstand gegen die Besatzung auf. Im Südsudan verhinderten die von der Kolonialmacht verabschiedeten Gesetze weitgehend die Kontakte zwischen Nord und Süd und eliminierten jede mögliche Einflussnahme des Nordens auf den Süden. Mit ihren Eigenarten reduzierte dieser Politik den an und für sich gegebenen ethnischen Pluralismus auf einen Kulturellen Dualismus, der für den Sudan nach dessen Unabhängigkeit eine katastrophale Entwicklung bedeutete. Die sechs nördlichen und die drei südlichen Provinzen wurden von Anfang an getrennt verwaltet. Ab den 20er Jahren wurde dann sogar offen und laut über eine Möglichkeit der Trennung des Sudan nachgedacht zusammen mit den zusätzlichen Maßnahmen der kolonialen Politik im Süden, gelang es der Regierung letztlich, den Süden bis 1947- also über fast 20 Jahre- vom Norden praktisch völlig abzutrennen. Die ins Land gerufenen christlichen Missionsgesellschaften erhielten die Schulhohlheit zugesprochen. Zusätzlich zur ethnischen Barriere zwischen Schwarzen und Arabern wurden eine religiöse und eine sprachliche geschaffen.    

Das Sultanat von Darfur, das 1874 in türkisch-ägyptischer Zeit erstmals dem Sudan angegliedert wurde, wurde für die Regierung lange Zeit zum permanenten Krisengebiet. Sultan Ali Dinar nutzte die politische Situation um sich wieder vom Sudan zu trennen. Im Jahre 1900 anerkannte die sudanesische Regierung Ali Dinar als unabhängiger Sultan von Darfur. Als sich Ali Dinar während des Ersten Weltkrieges auf die Seite der Türkei schlug und muslimische Bevölkerung des Sudan aufrief, gegen die britische Kolonialmacht zu kämpfen, sah sich die Regierung gezwungen rasch zu handeln. „ ... Die Regierung entschloss sich zu einer militärischen Aktion, die mit der Niederlage des Sultanats endete...“ 11  Am 1. Jänner 1917 wurde Darfur offiziell eine Provinz des Sudan. 
2.3. Die Unabhängigkeit 

1924 kam es zur Zerreißprobe zwischen London und Kairo als der britische Generalgouverneur des Sudan, Sir Lee Stack, in Kairo ermordet wurde. Die Engländer legten dieses Attentat als ägyptischen Annexionsversuch aus. Sie kommandierten alle ägyptischen Soldaten und Regierungsbeamten aus dem Sudan ab. Der »Allgemeine Kongress der Diplomierten« (Graduates´ General Congrees), forderte seit seiner Gründung im Jahr 1938, die Anerkennung des Rechts auf Selbstbestimmung, die Bestimmung einer sudanesischen Nationalität und die Errichtung einer repräsentativen sudanesischen Institution. Nach Ablehnung dieser Forderungen seitens der britischen Kolonialmacht spaltete sich der Kongress in zwei Lager. Während die einen proägyptisch waren, verlangten die andern die friedliche Regelung der Unabhängigkeit von Großbritannien. In den vierziger Jahren flammte erneut eine nationalistische Bewegung auf, jene der Mittelschulabsolventen, die die Unabhängigkeit forderten. Aus diesen Kreisen bildete sich die Umma-Partei (Umma = Nation), die sich mit Ansar-Sekte (den Mahdisten) verbündeten. Die an Ägypten anschlussbreiten Sudanesen sammelten sich in der Ashigga-Partei  (Ashigga = Brüder) und verbanden sich der zweiten großen Sekte, der Khatmiya. 
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11- Hamed I. Diab: Entwicklung der Nationalen Bewegung  im Sudan, Bagdad, 1984. S. 9. 
Diese beiden Parteien rivalisierten fortan um die Gunst des sudanesischen Volkes. Die Briten zogen es vor, sich dieser geballten Forderung nach einer Abschaffung des Kolonialstatus zu entziehen, widersetzten sich aber einen Abschluss des Sudan an Ägypten. Forderungen nach einer starken Einbindung der einheimischen Bevölkerung in das Regierungsgeschehen wurden laut und in der Folge kam es zur Einführung eines Beirats für den Nordsudan (1943) und einer gesetzgebender Körperschaft für den gesamten Staat. Die Nationalisten im Norden forderten immer vehementer die Unabhängigkeit und als Vorstufe das Ende der Isolation des Südens. Im Jahr 1956 erhielt der Sudan von Großbritannien seine Unabhängigkeit.12 Die Bildung einer Legislativeversammlung zur Vorbreitung der innensudanesischen Autonomie im Juni 1952 stellte den wirklichen Beginn des sudanesischen Dekolonisationsprozess dar. Am 12. Februar 1953 wurde vereinbart, dem Sudan innerhalb von drei Jahren die nationale Selbststimmung zu gewähren. Am 19. Dezember 1955 beschloss das sudanesische Parlament, gegen den pro-ägyptischen Willen der National Union Party (NUP), die volle Unabhängigkeit zum 1. Jänner 1956. Das höchste Staatsorgan war der vom Parlament gewählter fünfköpfige Staatsrat. Der erste Premierminister war Ismail Alazhari von der NUP. 

3. Innenpolitische Lage seit 1956 

3.1. Die Zeiten nach der Unabhängigkeit 

Die im Juli 1956 an die Macht gekommene Anti-NUP-Koalition unter Premierminister Abdallah Khalil (Generalsekretär der Umma-Partei) war sich nach den Parlamentswahlen im vom Februar/März 1958 gleichfalls über den innen- und außenpolitischen und Kurs einig. Später übernahm Alsadig Almahdi, Präsident der Umma-Partei den Posten des Premierministers. Das Parlamentarische Mehrparteiensystem, dass Mitte der fünfziger Jahre von der Machtpolitik der NUP und Umma-Party geprägt wurde, hatte keinen Bestand.  Nachdem am 21. Oktober 1958 die sudanesischen Gewerkschaften einen Generalstreik wegen der schlechten Wirtschaftslage und gegen den sudanesisch-amerikanischen Kooperationsvertrag angekündigt hatten, übernahm General Ibrahim Abboud bzw. ein zwölfköpfiger Oberster Rat der Streitkräfte die Macht.    Trotz der Sicherung des prowestlichen Kurses und der massiven repressiven Maßnahmen: Ausrufung des Notstandes, Verhaftungen, Pressezensur, Verbot von Gewerkschaften und Parteien, Auflösung des Parlaments und der Verfassung, war Abboud nicht in der Lage die Hauptprobleme des Landes, wie Verschlechterung der wirtschaftlichen und sozialen Lage, die Befriedigung des Südsudan, zu lösen. Nach Massenprotesten, die zur Intiffada führten erklärte General Abboud am 21.November 1964 seinen Rücktritt. Das Militär zog sich zurück in die Armee. 
Mit der Machübernahme durch Abboud begann im Sudan das zivil-militärische Rollenspiel. Nach der Intiffada wurde eine neue zivile Regierung unter Führung der parteilosen Sir Alkhatim Alkhalifa gebildet. Obwohl die neue Regierung das Frauenwahlrecht durchsetzte und alle politischen Gefangenen frei ließ, scheiterte es aber an wirtschaftlichen und sozialen Problemen sowie an den andauenden bewaffneten Konflikt im Südsudan. Die Zeit der zivilen Regierung zeichnet sich aus durch politisches Chaos, Korruption, was die Regierung zum Scheitern führte. Am 25. Mai 1969 machte ein unblutiger Staatsstreich unter Oberst Jaafr Alnumairi der gescheiterten Zivilregierung ein Ende. 13
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3.2. Numeiri-Ära
Numeiri bildete einen Revolutionsrat, der das höchste Machtorgan im Staat wurde. Der Revolutionsrat suspendierte die Verfassung, löste das Parlament auf, verbot aller Parteien und verhaftete aktiver politischern Führer. Numeiri strebte einen sudanesischen Sozialismus und gründete 1971 die »Sudanesische Sozialistische Union (SSU)« als einzige politische Massenorganisation. Die neue Militärregierung hatte anfangs gute Beziehungen zu einigen arabischen Staaten wie z.B. Ägypten, Libyen und Syrien. Der Sudan galt unter Regime Numeiris als loyaler Partner des Westens. Nach einem misslungenen Putschversuch 1971 unternah Numeiri große Reformen, wie z.B. Proklamierung einer provisorischen Verfassung, 1973 Verabschiedung einer permanenten Verfassung, 1971 führte Präsidentenwahl durch (er war einziger Kandidat), 1971 Auflösung des Revolutionsrates, 1972 Nationalratswahlen. Die Numeiri-Regierung kümmerte sich sehr um den Südsudankonflikt, nahm indirekten Kontakt mit den Rebellen im Süden auf. Am 27. Februar 1972 unterzeichnete die sudanesische Regierung mit den Rebbellen im Südsudan ein Friedensabkommen (Addis Abeba-Friedensabkommen). Die Regierung gestand dem Südsudan weitreichende regionale Autonomie zu. Das Abkommen sah u.a. vor, dem Süden regionale Autonomie mit eigenem Parlament zu gewähren, politische Amnestie und die Integration eines Teiles der Rebbellen in die Armee. Da die Allianz zwischen Numeiri und den Kommunisten sich aus machtpolitischen Gründen entzweite und die Wirtschaft des Landes sich auf Talfahrt befand, suchte Numeiri neue Verbündete und fand sie in den drei islamischen Parteien, nämlich Umma-Partei, Muslimbrüderschaft und National Democratic Party. Er fand bei den neuen Verbündeten den nötigen religiösen Rückhalt und wurde zum Imam ernannt. Am 25. September 1983 trat die Sharia in Kraft.  Der Ausbruch des zweitens Bürgerkriegs im Mai 1983 ist darauf zurückzuführen, dass Numeiri das Addis Abeba-Friedensabkommen gebrochen hatte in dem er die Dreiteilung des Südens dekretierte und die Budgetmittel an Regionalverwaltung in Juba wegen Korruption abkürzte. Es wird behaupten der Grund für den Ausbruch des Bürgerkriegs lag in der Durchführung der Sharia, des religiösen islamischen Strafrechts, obwohl die die Shria-Durchführung erst im September in Kraft trat und das nur im Nordsudan. Die politischen Spannungen im Süden eskalierten zum Bürgerkrieg. es kam dort zu Zusammenstößen mit Nordsudanesen. Viele südsudanesische Soldaten verschwanden mit Waffen und Munition im Busch. Die Regierung in Khartoum schickte im Sommer 1983 den südsudanesischen Oberstleutnant Dr. John Garang nach Bor, um dort mit den meuternden südsudanesischen Truppen zu verhandeln. Stattdessen die Meuterer zum Einlenken zu bewegen, schloss Garang sich ihnen an und lief mit seiner ganzen Truppe zu »Anya-Nya II«  über. Später gründete Garang seine eigene Bewegung »Sudanese People´s Liberation Army« (SPLA) mit Hauptquartier in Addis Abeba.14
3.3. Dritte demokratische Periode
Numeiri wurde im April 1985 durch Intifada gestürzt und wurde am 6. April von einem fünfzehköpfigen Transitional Military Council (TMC) seines Amtes enthoben. Der TMC unter Verteidigungsminister und Generalstabschef Siwar Aldahab suspendierte die Verfassung von 1973, löste die Nationale Volksversammlung sowie die Sudanesische Sozialistische Union auf und entmachtete Numeiri-Regierung. Der TMC bildete neue Regierung und ernannte den Zivilisten ALjazuli Dafalla als Regierungschef, ließ die Parteien wieder zu und richtete Parlamentswahlen ein. Im April 1986, etwa ein Jahr nach der Intifad (Volksaufstand), fanden Wahlen statt. An den Wahlen beteiligten sich 29 Parteien. Die Wahlbeteiligung war 68%. Auf die Umma-Partei entfielen 100 der 232 Parlamentssitze, die Democratic Unionist Party (DUP) 63 und die National Islamic Front (NIF) errang 41 Sitze. Nach der Wahl übergab die TMC seine Vollmachten an den Vorsitzenden des fünfköpfigen Staatsrates.
---------------------------------------
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Wahlsieger  Sadiq Almahadi bildete im Mai 1986 zusammen mit der Democratic Unionist Party (DUP), der den zweiten Platz errungen hatte, und anderen südsudanesischen Parteien eine Koalition. Die National Islamic Front (NIF), die den dritten Platz einnahm, war nicht an der neuen Regierung unter Führung vom Sadiq Almahadi beteiligt. Ziel der neuen Regierung war es die Islamisierungspolitik Numeiris rückgängig zu machen, um den Bürgerkrieg zu beenden. Dieses Ziel wurde wegen innerparteilichen, koalitionsinternen und dem Widerstand des National Islamic Front (NIF) verfehlt.15 Die NIF trat im Jahr 1988 der Koalition zwischen der Umma-Partei und der DUP ein. Der Führer der NIF wurde Hassan Alturabi wurde Justizminister, bevor seine Partei wieder aus der Regierung ausscheidet. Wie die früheren Regierungen, waren alle vier Regierungen Sadiq Almahadis, die zwischen 1986-1989 gebildet wurden, nicht in der Lage die wesentlichen Problemen des Sudan, nämlich die wirtschaftlichen und sozialen Misere und den Bürgerkrieg, zu lösen. Der damalige Rebellenführer Dr. John Garang stellte als primäre Bedingung für einen Waffenstillstand die Abschaffung der Sharia. Obwohl die DUP mit den Rebellen die Grundlage für ein Friedensabkommen verhandelt haben, war Almahadi nicht in der Lage einen Kompromiss zu finden. Der Unmut des sudanesischen Volkes und bei der Opposition wurde immer deutlicher. Das Militär übergab der Regierung ein Memorandum, das zu wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Verbesserungen rief. Eine neue Koalition bestehend aus DUP und anderen kleinen Parteien und ohne NIF unter Führung Sadiq Almahadi wurde gebildet. Die neue vierte Regierung Almahadis hat keine Zeit ihr Programm durchzuführen, denn es kam am 30.06.1989 zu einem Militärcoup mit Unterstützung der NIF. 
3.4. Die Nationale Rettungsrevolution 
Wegen der Unfähigkeit der Regierung und des politischen Chaos kam es am 30. Juni 1990 zu einem unblutigen Militärputsch »Nationale Rettungsrevolution – National Salvation Revolution« unter Führung von Brigadegeneral Omer Hassen Ahmed Albashir. Der Putsch wurde von der NIF von Alturabi sowohl politisch als auch finanziell unterstützt. Der Regierung Sadiq Almahdis wurde vorgeworfen: 16
,,die Verfälschung der Demokratie, der Missbrauch der Institutionen, der wirtschaftliche Niedergang, der Ruin der öffentlichen Einrichtungen, die Korruption, die außenpolitische Isolation, Nepotismus, der Krieg im Süden und die Vernachlässigung der Streitkräfte“
Alle Parteien, Gewerkschaften und Berufsvereinigungen wurden per Verfassungsdekret verboten und das Parlament wurde aufgelöst. Der »Revolutionäre Kommandorat – Revolutonary Command Council (RCC)« wurde unter Führung Albashirs gegründet. Er wurde zu höchsten konstitutionellen, exekutiven und legislativen Autorität bestimmt. Nach dem RCC wurde ein ziviles Kabinett gebildet, jedoch ohne wesentliche Entscheidungskompetenz  Der Sudan wurde zunächst in 9 dann (1994) in 26 Bundesländer aufgeteilt, deren Gouverneure nicht gewählt sondern ernannt werden. Allerdings sind die Landesregierungen sowohl politisch als auch finanziell  von der Bundesregierung abhängig. Im Jahr 1992 wurde eine nationale Übergangsversammlung (Transitional National Assembly– TNA) einberufen. Die soll eine neue permanente Verfassung verabschieden. General Albashir wurde 1993 vom RCC offiziell zum Präsidenten der Republik Sudan ernannt. Der RCC löste sich anschließend selbst auf. Danach erfolgte die Bildung einer zivilen Regierung, die von Mitgliedern der NIF dominiert wurde. Dr. Alturabi, Führer der islamistischen Bewegung in Sudan seit den 60er Jahren,  und dem »Rat der Vierzig« der NIF wurden großer Handlungsspielraum eingeräumt. 
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Während das föderale System ohne Parteien bildete die Grundlage des Staatsaufbaus bildete, bildete die Sharia, das islamische Rechtssystem, die Rechtsgrundlage sowohl für das private als auch für das öffentliche Recht. Es wurden im Rahmen des Föderalsystems lokale Volkskonferenzen auf Basis eines Konferenzsystems auf Bezirks- und Provinzebenen Auf nationaler Ebene gebildet. wurde als höchstes Organ die »Volkskonferenz«. Es wurden in der Hauptstadt Khartoum in den Jahren 1990 und 1991 zwei große Konferenzen organisiert. Die erste war in Khartoum im Jahr 1990 über das politische System »V National Dialogue Conference on Political System«, während die zweite war »National Founding Conference on the Political System« im Jahr 1991. Die Rettungsrevolution kündigte die Abkehr vom Parteiensystem an. Ähnlich wie in Libyen wurden auf lokaler Ebene in einer Art Machttransfer Volkskommitees konstituiert. Die politische Partizipation steht allen Sudanesen und Sudanesinnen über 18 Jahre offen. Für die Parlamentswahlen auf  Bundes- und Landesebene gilt das aktive und passive wahlrecht. Die Regierung setzte Verhandlungen mit SPLA/M fort. Die Regierung strebte die die Gestaltung der Politik und Gesellschaft auf islamischen Prinzipien. Nach Matt wurde mit der Machtübernahme Albashirs 1989 der Islamisierungskurs wieder aufgenommen, der in drei Bereiche umgesetzt wurde: 17
· Die Islamisierungsmaßnahmen im engeren Sinne wie Einführung der Zakat,

· Lösung des Südsudankonflikts (Jihad),

· Die Außenpolitik steht soll im Dienste der Islamisierungspolitik stehen. 
Bei der Präsidenten Wahlen von 1996 wurde Albashir zum Präsidenten gewählt und bei der Wahl von Dezember 2000 in seinem Amt bestätigt. Im Jahr 1997 wurde, u.a. auf Druck der internationalen Gemeinschaft, eine neue Verfassung in Kraft gesetzt. Albashir verspricht eine neue Ära und die und politische Öffnung. Danach erfolgte die Anerkennung politischen Pluralismus und die Bildung politischer Vereine (mit Parteicharakter), die an der Wahl teilnehmen dürften. Das Regime schloss im Jahr 1997 das »Khartoum Friedensabkommen« mit jenen Gruppen, die sich von der SPLA/M abgespaltet hatten. Die NIF modifizierte sich dem nach zur »National Congress Party« (NCP), gewann die Parlamentswahlen von 2000. Wegen internen Machtstreitigkeiten wurde Alturabi 1999 von Albashir entmachtet und seiner Posten, als Parlamentspräsidenten, enthoben. Alturabi spaltet sich ab und bildete die »Popular national Congress« (PNC). Die Inlandsopposition wird von den Mitgliedern der verbotenen Gewerkschaften und Parteien, insbesondere der Umma-Partei der Democratic Unionist Party (DUP) und der kommunistische Partei gebildet. Das Vermögen der Parteien und deren Führer wurden konfisziert. Infolge der vielen Menschenrechtsverletzungen, der Hinrichtung putschender Offiziere und der internen Repressionsmaßnahmen hat sich die Opposition im Ausland (Ägypten, Libyen, Eritrea, Äthiopien, Kenia, UK, USA, etc.) 1989 in der »National Democratic Alliance (NDA)« zusammengeschlossen. Der NDA, der als Bündnis oppositioneller Kräfte in Kairo gegründet wurde, gehörten elf Parteien, wie Umma-Partei, NDP, Kommunistische Partei Sudan (KPS), Sudan African Congress (SAC) und Union of Sudan African Parties (USAP), viele Gewerkschaften und der SPLA/M. Die Rettungsrevolution hat viele Offiziere und Angehöriger des öffentlichen Dienstes wegen Illoyalität aus dem Dienst entlassen und Gewerkschaften geschwächt. Die Opposition scheiterte daran, die Regierung Albashirs trotz der Aktivitäten der Opposition und der Bürgerkrieg im Süden und trotz der schlechten Wirtschaftslage, zu stürzen. Für manche Kritiker sind glückliche Umstände dafür verantwortlich, für die anderen gibt es objektive Gründe. 18
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3.5. Wirtschaft 
Der Sudan ist ein reiches Land mit großen Ölreserven und Mineralvorkommen. 65% der Bevölkerung leben von der Landwirtschaft. Kleinindustrien gab es im Sudan schon in frühesten Zeiten. Wasserräder, Schöpfbäume, Webstühle und Ölpressen wurden damals hergestellt. Gerbereitechniken, Lederherstellung und Trocknung und Lagerung von Getreide sind schon lange bekannt. Die Kleinindustrie ist enorm wichtig für die Aufnahme des großen Potentials an Arbeitskräften und dessen Nutzung für die Produktion. Die Kleinindustrie leistet auch einen wichtigen Beitrag zur Versorgung mit Grundbedarfsgütern wie Speiseölen, Seifen und Kleidung. Zunächst war Textilindustrie ein traditionell in Heimarbeit betriebenes Gewerbe. Importierte Garne wurden zu Kleidungsstücken verarbeitet (Mitrar). Es gibt einige große Staatsbetriebe, etwa 10 private Textilfabriken und etwa 70-80 kleinere Fabriken über das ganze Land verteilt. 1993, im „Jahr der Industrie", spielte die Textilindustrie die wichtigste Rolle. Sie wird auch durch Einfuhrbeschränkungen für Stoffe und Konfektionskleidung geschützt. Es soll so viel Baumwolle wie möglich verarbeitet und dann Textilwaren anstatt der Rohbaumwolle exportiert werden. Durch den großen Bestand an Großvieh ist der Sudan für die Lederherstellung besonders prädestiniert. Schuhe wurden im Sudan schon seit Jahrhunderten hergestellt und obwohl die zur Lederverarbeitung eingesetzten Anlagen nicht auf dem neuesten Stand sind, ist die Ledertaschen- und Schuhindustrie ein bedeutender Wirtschaftszweig. Das Staudammprojekt in Sennar 1930 und die damit verbundene Versorgung des Baues mit Zement, war der Beginn der Zementindustrie im Sudan. Die für die Herstellung benötigten Rohstoffe befinden sich im Land, in ausreichender Menge und hoher Qualität: Kalk, Lehm und Gips. Die nationale Strategie des Sudan bis 2002 sieht vor, in jeder Provinz eine Zementfabrik zu errichten, und die bestehenden Fabriken zu erweitern und in ihrer Leistung zu steigern.
Obwohl der Sudan eines der reichsten Länder Afrikas ist, zählt er zu den ärmsten Ländern der Welt. Die Wirtschaftslage und der Bürgerkrieg im Süden spielten immer entscheidender Faktor bei dem Machtkampf. Der Sudan, der ein Agrarstaat und die Landwirtschaft der wichtigste Wirtschaftszweig ist, verfügt das Land über ein schlechtes Straßensystem, was ein großes Hindernis für den Export darstellt. Die Briten begannen in den 20er Jahre nin Jazieera-Scheme Baumwolle anzubauen. Die sudanesische Regierung investierte in den siebziger Jahren viel Geld in die Mechanisierung der Landwirtschaft. Der Sudan solle zum »Brotkorb« der arabischen Welt werden. Wichtigste Wirtschaftssektoren sind, Landwirtschaft wie Zucker, Sesam, Sorghum, Weizen, Baumwolle und Erdnüsse, Viehzucht, Öl und Industrie. Es werden auch Bodenschätze wie Cold, Uran, Chromit und Gips abgebaut.

3.5.1. Bodenschätze
In früheren Zeiten beschränkte sich die Suche auf Gold. Der Sudan gehört zu den wenigen Ländern der Erde, die noch immer über ein enormes Potential bisher nicht erschlossener Rohstoffe verfügen. Im Sudan gibt es sehr alte Gesteinsarten, die, bedeutende Budenschätze enthalten: Uran, Gold, Magnesiumerz, Chrom, Eisen, Kupfer, Zink, Nickel, Blei, Silber, Zinn, Asbest, Flussspat, Feldspat, Uran, Graphit, Marmor und Granit. Nach der arabischen geologischen Karte, 1987 von der Arabischen Organisation für Bodenschätze herausgegeben, gibt es im Sudan 36 Mineralien und Gesteinsarten, die auf 235 Lagerstätten verteilt sind. Einen besonderen Stellenwert nimmt das Erdöl ein. 1928 wurde durch die holländische Firma Shell erstmals Erdöl im Sudan gefunden. Ab 1953 folgten andere Konzerne und übernahmen alle Stufen der Förderung und Raffinierung des Erdöls. Erdölprodukte machen mittlerweile über 20% der gesamten Industrieproduktion aus. Eine1610 km lang Pipeline wurde durch ein Konsortium (bestehend aus sudanesischen, chinesischen, malaiischen und kanadischen Unternehmen) fertig gestellt, welche die Ölfelder mit Khartoum und Port Sudan verbindet. Die Ölreserven werden auf über 2 Mio. Barrel geschätzt. Die Bedeutung des Erdöls für die sudanesische Wirtschaft ist unumstritten und das Interesse ausländischer Investoren liegt vor allem daran, dass die verfassungsmäßig legitimierte und gewählte Regierung Vertrauen genießt. Abgesehen davon betätigen sich arabische Staaten, besonders Quatar, im Sudan. Die meisten Stromerzeugungsprojekte im Sudan benötigen eine Staumauer zur Erzeugung von Strom. Die Elektrizitätswerke befinden sich hinter den Staumauern. Die Menge des erzeugten Stromes beträgt zurzeit 307,6 Megawatt. Die  Bohrungen nach Erdgas und Erdöl haben ergeben, dass sich die meisten Vorkommen im Südwesten und im Westen befinden.
3.5.2. Wirtschaftslage
Die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage und veränderte politische Rahmenbedingungen lassen eine Fortsetzung der positiven Trendwende erwarten. Ausländische Direktinvestitionen vor allem europäischer Staaten, Chinas, Malaysias und Kanadas im Bereich der Ölwirtschaft führen zu einer Stärkung der budgetären Situation des Landes. Die Erdölprodukte machen mittlerweile über 20% der gesamten Industrieproduktion aus. Eine 1610 km lange Pipeline verbindet die Ölfelder mit Khartoum und Port Sudan. Zu den Wachstumsbranchen gehören Zement- und Reifenindustrie, sowie Textil- und Getränkeindustrie. Der vermehrte Abbau der zahlreich vorhandenen Bodenschätze ist ebenfalls Ziel der Planung. Das im Jahr 1992 in Angriff genommene Privatisierungsprogramm befindet sich in Phase 2. Es werden weitere Unternehmen in privates Eigentum übertragen. Im Bereich der Außenwirtschaft ist es durch die Abschaffung von Import- und Exportlizenzen und die Zulassung von Gegengeschäften zu einer weiteren Liberalisierung gekommen. Außerdem wurde eine Reihe von Importverboten aufgehoben, vor allem im Bereich der Konsumgüter. Die Einfuhrzölle für Seit 1989 hat der Sudan bei der Transformation der Wirtschaftsordnung große Fortschritte erzielt. Das umgesetzte wirtschaftliche Reformprogramm zwischen 1998 - 2002, mit Ausgabendisziplin, Förderung von ausländischen Investoren, Privatisierungspolitik, Kürzungen der Subventionen, führte zu Liberalisierungs- und Stabilitätspolitik. Das wirtschaftliche Reformprogramm wurde  vom Internationalen Währungsfonds (IWF) überwacht. Die Finanz- und Währungspolitik der Regierung zielt auf die Reduzierung des Haushaltsdefizits und Wechselkurzstabilisierung. Die Regierung war auch bestrebt, die hohen Inflationsraten, die durchschnittlich bei 160% lagen, unter 10% zu  reduzieren. Die Regierung Albashirs bemühte sich seit 1995 mit Erfolg, die Ölförderung im Sudan voranzutreiben und von Öleinnahmen politische sowie wirtschaftliche Gewinne zu erzielen. Die wirtschaftspolitischen Leitideen und Prinzipien der Regierung Albashirs sind nach Matts Hanspeter wie folgt: 19
· Self-Reliance (Self-Sufficiency/ Self-Dependence/Real Dependence/ Economic Liberation),
· Unabhängige Entscheidungsbildung,
· Neue Demokratie und effektive Partizipation,
·  Ökonomische Stabilität,
·  Sektorale Komplementarität,
· Mobilisierung lokaler Ressourcen,
· Neue Sozialpolitik und neue Solidarität,
· Umfassende Kontrolle der Verwendung öffentlicher Ressourcen,
· Liberalisierung/Deregulierung/Privatisierung, 
· Rekonstruktion/Rehabilitierung im Südsudan. 
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6. Außenpolitik 

Die Lage des Sudan als Schnittstelle macht ihn zu einem Ort der gegenseitigen Befruchtung zwischen der arabischen und der afrikanischen Kultur. Der Sudan ist das islamische Tor zu Schwarzafrika. Er ist in der Zusammensetzung seiner Kultur ein Musterbeispiel für den Mikrokosmos Afrikas. Eine erfolgreiche Lösung der sudanesischen Frage bedeutet daher einen Erfolg für den gesamten Kontinent. 
6.1. Struktur Elemente

Es gibt vier Strukturelemente, die die sudanesische Außenpolitik stark Beeinflüssen: 20
· Der Sudan ist flächenmäßig das größte Land Afrikas und hat gemeinsame Grenzen mit neuen Staaten. Der Sudan wird durch Entwicklungen in den Nachbarstaaten stark beeinflusst, insbesondere weil viele Stämme sich im Sudan teilen und in den Nachbarstaaten,

· Der Sudan wird wegen seiner langen Nord-Süd-Ausdehnung als eine Brücke zwischen der arabischen Welt und Afrika,

· Als ein Entwicklungsland wird der Sudan bei der Umsetzung seiner Interessen auf Bündnis- und Kooperationspartner angewiesen,

· Die sudanesische Küste am Roten Meer ist 800 km lang, daher ist der Sudan ein Teil der Rivalität um die Hegemonie über das Rote Meer einbezogen. 

6.2. Ziele 
Nach der Unabhängigkeit war die sudanesische Außenpolitik bestrebt folgende Ziele zu erreichen: 21
· Aufrechterhaltung des internationalen Friedens,
· Blockfreiheit, 
· Liquidierung des Kolonialismus in Afrika,
· Internationale Zusammenarbeit auf verschiedener Ebene,
· Verpflichtung zur Kooperation und zur Gerechtigkeit. 

Es werden folgende fünf Hauptfelder festgelegt um die genannten Ziele zu erreichen: 22
· Arabische Zusammenarbeit u.a. im Rahmen der Arabischen Liga,
· Afrikanische Zusammenarbeit, im Rahmen der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU),
· Afroasiatische Kooperation,
· Blockfreiheit,
· UNO.

Die verschiedenen Parteien ringen in der Zeit nach der Unabhängigkeit bis 1958 über das Maß der Kooperation mit Ägypten, USA und der Sowjetunion. Die Umma-Party war dagegen, die Beziehungen zu Ägypten, wie es sich die DUP wünscht, zu verbessern. Während die Kommunisten es ablehnen gute Beziehungen zu den USA zu haben, lehnten es andere Parteien ab, wie die Islamisten, die Beziehungen zur Sowjetunion zu verbessern. Nach dem Machtergreifen Abbuds im Jahr 1958 erlebte die sudanesische Außenpolitik eine neue Ära. 
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20- Vgl. Hanspeter Mattes: Der Sudan: vielfältige Dimensionen der Entwicklung, in: WuqÛf 7-8, Beiträge zur 

       Entwicklung von Staat und Gesellschaft in Nordafrika, Hamburg, September 1993,  S. 420-423. 
21- Ebd., 40-45.

22- Ebde., 40-45
Obwohl General Abbud versuchte seine Außenpolitik den Schein der Neutralität zu geben, näherte sich Ägypten und die USA an. Der Sudan und die USA unterschrieben 1958 ein Entwicklungshilfeabkommen. Er bemühte sich auch gute Beziehungen zu Sowjetunion und zu anderen Oststaaten zu bauen. Die Sowjetunion baute nach dem Nahostkrieg 1967 ihre Beziehungen zu Sudan aus und unterzeichnete mehrere finanzielle und technische Abkommen mit Khartoum. Während der Zeit Numeiris (1969-1985) änderte die sudanesische Außenpolitik mehrmals ihre Richtung. Am Anfang seiner Amtszeit betreibt Numairi eine prosowjetische und panarabische Außenpolitik. Die Beziehungen zu den USA und dem Westen verschlechterten sich. Nach dem verfehlten Putschversuch der Kommunisten 1971, änderten Numairi und sein starker Außenminister Mansur Khalid den außenpolitischen Kurs. Während der Sudan seine Beziehungen zu Ägypten, dem Westen und den USA festigte, wurden die Beziehungen zu der Sowjetunion abgebrochen.

Wieder einmal war es eine gescheiterter Putschversuch 1976, was Numeiri dazu bewegte, den Kurs seiner Außenpolitik zu ändern. Denn Libyen war hinter den Ansar-Putschisten. Numeiri änderte den auf wirtschaftspolitischem Interesse beruhten Kurs zugunsten einer sicherheitsorientierten Außenpolitik. Deswegen intensivierte die sudanesische Regierung ihre Beziehungen zu Ägypten und den USA.

Nach der Intifadah 1985 wandte sich die sudanesische Regierung von Ägypten und den USA ab und neigte sich Libyen zu.

6.3. Außenpolitik der Rettungsrevolution 

Die Außenpolitik der Rettungsrevolution beruht auf den Ergebnissen der Konferenzen des Nationalen Dialogs, insbesondere der Diplomatie-Konferenz. Die Ergebnisse dieser Konferenzen sind u.a.: 23
(97-109)
· Sicherung der nationalen Unabhängigkeit,
· Elemente der nationalen Sicherheit in ihrer verschiedenen bereichen zu schützen,
· Friedensschaffung als eine strategische Notwendigkeit, 
· Industrie- und Nahrungssicherheit,

· Investoren in den Sudan bringen, 
· Die Außenpolitik für eine gesamte wirtschaftliche  Entwicklung einzusetzen, 
· Die Außenpolitik zu entwickeln und Solidarität und Zusammenarbeit mit den regionalen 
      Nachbarstaaten, die Auslandsudanesen mit ihrem Land verbinden, 
· Ziele der islamischen Vision des Landes. 

Die Albashirs Außenpolitik war und ist von vielen Ereignissen auf der internationalen Ebene begleitet und beeinflusst, das sind z.B.: 24 
· Ende des Kalten Krieges mit der Auflösung der Sowjetunion im Jahr 1991,
· Die Wiedervereinigung Deutschlands und die EU-Osterweiterung,
· Änderung das politische System in Südafrika und die Regierungswechsel in einigen 
      Nachbarstaaten wie Äthiopien, Tschad und Kongo und die Gründung Eritreas,
· Platzierung des Sudan durch die USA auf der Liste jener der Staate, die den  Terrorismus fördern, 
---------------------------------------

23- Nationales Zentrum für Median-Produktion, Ausgabe Nr. 28, Khartoum 2005, S. 97-109. 

24- Nationales Zentrum für Median-Produktion, Ausgabe Nr. 32, Khartoum 2006, S. 114).
· Der zweiter Golf-Krieg und die Ablehnung der Regierung Albashirs, die internationale 
      Intervention in der Region. Die Regierung appellierte für eine arabische Lösung, 
· Das Attentat auf den ägyptischen Präsidenten Mubarak im Jahr 1995 in Äthiopien. Der Sudan 

      wurde beschuldigt,

· Die Anschläge von 11.9.2001 in den USA und der Krieg gegen Terrorismus,

· Der Krieg im Südsudan,
· Der Konflikt in Darfur und seine Auswirkungen.

Der erste Golfkrieg stellte eine Wende für die Außenpolitik der Albashirs Regierung. Obwohl die sudanesische Regierung gegen den Einmarsch Saddams in Kuwait war, lehnte sie gleichzeitig die Einmischung westliche Mächte in die Angelegenheit ab. Aufgrund dieser Position verschlechterten sich die Beziehungen zwischen zu Ägypten und den USA zusehends. Andere arabische Staaten, wie Saudi-Arabien, stellten ihre Finanzhilfe für den Sudan ein.

Es folgte eine Annäherung zwischen Sudan, Iran und Libyen. Sudan und Iran strebten die Bildung eine islamische Achse. Iran und Libyen lieferten in den Sudan Waffen und Erdöl. 

Der Sudan öffnete seine Toren allen arabischen Bürger, die Anfang der neunziger in den Sudan ohne Visum einreisen dürften. So wanderten viele islamische Aktivisten in den Sudan und bildeten dort Trainingslager was den Sudan zum Ausbildungszentrum für Islamisten aus verschiedenen Ländern machte. Viele Anhänger verschiedener islamischen Gruppen hielten sich im Sudan auf, darunter Osama Bin Laden, der zwischen 1991-1996 im Sudan lebte, bevor er aufgrund des internationalen Drucks aus dem Sudan ausgewiesen wurde und nach Afghanistan zurückkehrte. Die Beziehungen Sudans zu vielen arabischen Staaten verschlechterten sich. Tunesien und Algerien brachen 1992 sogar ihre diplomatischen Beziehungen zu Sudan ab. Unter Druck der arabischen Welt und der internationalen Gemeinschaft hat der Sudans wieder Visumpflicht für Einreisende aus arabischen Ländern vorgeschrieben.25 Der Sudan versuchte die Beziehungen zu den arabischen Ländern wiederherzustellen, in dem er u.a. sie zur Hilfe rief, die Rebellen im Südsudan, die Unterstützung aus Israel und westlichen Ländern bekommen , zu bekämpfen, weil das südliche Tor der arabischen Welt bedroht ist. Die USA betrachtete den Sudan, Libyen und Iran als Sponsoren des internationalen Terrorismus. Der Sudan wurde 1996 von allen finanziellen Transaktionen seitens der USA ausgeschlossen. Die USA beschuldigten den Sudan die Nachbarländer zu destabilisieren.

Ägypten wirft den Sudan vor hinten dem gescheiterten Attentat auf Präsidenten Mubarak 1995 in Äthiopien zu stehen und den Frieden und Sicherheit Ägyptens zu gefährden. Die Rettungsrevolution erklärte das Jahr 1990, zum Afrikajahr, um die SPLA/M politisch zu isolieren und um gegen den zunehmenden amerikanischen Einfluss in den Nachbarländern Sudans zu kämpfen. Es wurden zum ersten Mal viele neue sudanesischen Botschaften in afrikanischen Staaten, z.B. in Südafrika, Zambia und Namibia, eröffnet. Trotzdem verschlechterten sich die Beziehungen zwischen Sudan und Tschad, Uganda, Eritrea und Äthiopien. Die Regierungen dieser Länder werfen dem Sudan vor, die Rebellen in ihren Ländern zu unterstützen. Genauso beschuldigt der Sudan diese Länder die sudanesischen Opposition und Rebellen zu unterstützen. 
---------------------------------------

25- Ebde., S. 146
Der ugandische Josef Kony, Führer der Lord’s Resistance Army (LRA), benutzt den Südsudan als Rückzugsgebiet. Anderseits unterstützt Uganda die sudanesischen Rebellen SPLA/M. Im Jahr 1995 unterbrach die ugandische Regierung ihre Beziehung zu Sudan, mit der Begründung der Sudan toleriert die LRA und versorgt sie mit Waffen und Ausrüstung. 26 Sudan wirft Uganda, Äthiopien und Eritrea vor, mit amerikanischer Unterstützung als Frontstaat zu agieren und sich gegen den Sudan verschworen zu haben. Die geplante gemeinsame Front von Äthiopien und Eritrea gegen den Sudan scheiterte, als der Kriege zwischen den beiden Staaten - Äthiopien und Eritrea - wegen Streitigkeiten über sechs Grenzgebiete ausbrach. Obwohl Äthiopien diplomatische Beziehungen mit Sudan unterhielt, bietet der SPLA/M erneuert Rückzugsgebiete. Die sudanesische Regierung war bemüht ihre Beziehungen zu den Nachbarländern zu verbessern, indem sie die Büros der äthiopischen Oppositionsgruppen in Sudan schließen ließen.  Eritrea, die während des Bürgerkriegs mit Äthiopien von Sudan den nötigen politischen, militärischen und wirtschaftlichen Rückhalt bekam, brach 1994 seine Beziehungen zu Sudan ab, mit der Begründung, die sudanesische Regierung unterstütze die eritreische Opposition und gewährt ihr  Unterschlupf. Eritrea überließ der sudanesischen Opposition, National Democratice Alliance (NDA) Sammelbewegung der Opposition, die sudanesische Botschaft in Asmara zu besetzen. Nicht nur mit dem Sudan streitet Eritrea, sondern auch mit Äthiopien, Jemen und Dschibuti. 27
Die Beziehungen zu den arabischen und afrikanischen Nachbarländern haben sich normalisiert. Der Sudan hat die diplomatischen Beziehungen mit seinen Nachbarn wieder aufgenommen. Die Beziehungen zu Äthiopien haben einen strategischen Charakter. Denn Äthiopien importiert einen Großteil seines Ölbedarfs aus dem Sudan. Beide Staaten arbeiten am Ausbau einer Straßen- und Eisenbahnverbindung zum Hafen Port Sudan. Obwohl Eritrea an der Lösung des Bija-Konfliktes im Ostsudan beteiligte, bleiben die Beziehungen zu Eritrea wegen dem Darfur-Konflikt etwas angespannt. Denn der Sudan wirft Eritrea vor, Rebellen aus Darfur zu unterstützen. Mittlerweile arbeitet Eritrea, gemeinsam mit der sudanesischen Regierung, der AU und der UNO, an einem gesamten Friedensabkommen in Darfur. Auch die Beziehungen zu Uganda haben sich normalisiert, nachdem beide Staaten vereinbart haben, die ugandische Rebellenbewegung LRA (Lord´s Resistance Army) im Südsudan zu bekämpfen. Es laufen Verhandlungen zwischen Uganda und LRA im Südsudan. Obwohl die Beziehungen zwischen dem sudanesischen und dem tschadischen Regimes ausgezeichnet waren, haben sie sich wegen des laufenden Darfur-Konfliktes sehr schnell verschlechtert. Beide Seiten beschuldigten sich, die Rebellen aus dem anderen Staat zu unterstützen. Die Beziehungen zwischen den beiden Staaten werden normalisiert. Die strategischen Beziehungen, insbesondere zu Ägypten und Libyen, verbesserten sich entscheidend. Ägypten und Libyen versuchten die sudanesische Regierung und die nördliche Opposition zusammenzubringen, und lancierten eigene Friedensinitiative für den Darfur-Konflikt. Die USA unterbrachen 1990 ihre Beziehungen zu Sudan und stellten die Entwicklungshilfe ein und waren nur im Bereich der humanitären Hilfe tätig. Die USA waren hinter der UNO-Resolution Nr. 513 gegen den Sudan. Der wirkliche Grund war die Ablehnung des Sudan für die internationale Intervention im Zweiten Golf-Krieg. Die USA werfen den Sudan vor, Menschenrechtsverletzungen, fehlende Demokratie, Terrorismus und Sklavenhandel. Der Sudan wurde durch die USA auf die Terror-Liste jener Staaten hinzugefügt, die den Terrorismus fördern. Das Land wurde politisch, diplomatisch und wirtschaftlich sanktioniert. Die USA begann gemeinsam mit anderen Ländern eine Kampagne gegen den Sudan, sowohl im UNO-Sicherheitsrat als auch in den anderen UNO-Gremien und internationalen Finanzinstitutionen. 28 
---------------------------------------

26- Ebde., S. 85. 
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28- Vgl. Dr. Salah Al-Doma: Die Beziehungen zwischen Sudan und USA,  Khartoum 2005, S. 30-40. 
Die USA machten den Sudan für die Bombenattentate auf die amerikanischen Botschaften in Nairobi und Dar es Salam am 7. August 1998 verantwortlich. Als Vergeltung wurde am 20. August 1998 die Alshifa-Pharma-Fabrik in Khartoum mit fünf Raketen zerstört. Die USA behaupteten, die Alshifa-Fabrik erzeugte chemische Waffen, was bis heute noch nicht bestätigt wurde. 

Trotzdem war der Sudan darauf bedacht, gute Beziehungen zu den USA zu haben. Besuche auf höhere Ebenen zwischen beiden Ländern wurden gestattet. Die USA ernannten Senator J. Danforth als Sonderbeauftragter für den Sudan. Die USA waren massiv an dem Waffenstillstand in den Nuba-Bergen, dem Darfur-Friedensabkommen und an dem gesamten Friedensabkommen in Südsudan beteiligt. Der US-Kongress und der US-Präsident haben die Lage in Darfur als Völkermord bezeichnet.
Der Sudan eröffnete auch in Asien sechs neue Botschaften, damit die Zahl der diplomatischen Vertretungen Sudans in Asien sich auf zehn erhöht. Die diplomatischen, politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu vielen asiatischen Ländern, wie China, Indien, Malaysia und Pakistan, wurden intensiviert und ausgebaut, was diese Länder dazu bewegte, in den Sudan zu investieren, insbesondere in Ölforderung und sich auf internationaler Ebene und in den internationalen Organisationen für den Sudan einzusetzen. 29 
Die Position der sudanesischen Regierung hat sich aufgrund militärischer, diplomatischer und wirtschaftlicher Entwicklungen, als auch aufgrund der Verminderung der internationalen Isolierung zu seinen Nachbarstaaten, zu den USA, der EU und anderen Organisationen und Ländern normalisiert. Die wirtschaftlichen Erfolge, wie Ölforderungen, hatten auch direkte Wirkung auf Beendung der internationalen Isolierung. 

6.4. Mitgliedschaft in internationalen Organisationen: 29 
UNO und deren Sonderorgani​sationen OAU, Arabische Liga, Weltbank, IWF, COMESA (Common Market for Eastern and Southern Africa), IDA, IFC, UNCOAT, AIDB (Africa Development Bank)
----------------------------------------

29- Nationales Zentrum für Median-Produktion, Ausgabe Nr. 32, Khartoum 2006, S. 149.

30- Nationales Zentrum für Median-Produktion, Ausgabe Nr. 48, Khartoum 2006, S. 19-25.
7. Der Bürgerkrieg im Südsudan
7.1. Einleitung

Im Jahre 1956 erhielt der Sudan von Großbritannien seine Unabhängigkeit. Schon ein Jahr zuvor hatte der Bürgerkrieg, der an Dauer und Brutalität nur von kriegerischen Konflikten übertroffen wird, eingesetzt. In dem Land, das über Bodenschätze wie Öl und Gold verfügt, auch als Hoffnungsträger für die Nahrungsmittel-Produktion der arabischen Staaten ist, herrschen in einigen Gegenden Nahrungsmittelknappheit, Hunger und Armut. Obwohl der Krieg zwischen 1972 und 1983 unterbrochen war, verhinderten vereinzelt anhaltende Kämpfe einen landesweiten Frieden. Der Bürgerkrieg im Sudan wird als ein Erbe der Kolonialzeit betrachtet. Die Briten haben seit 1923 begonnen, eine getrennte Entwicklung zwischen Nord und Süd zu forcieren.

Die „indirect rule”- Politik der Briten, die im Zuge ihrer „Southern Policy“ den Süden zum „closed district“ für Araber, Nordsudanesen und Ägypter ernennt, hat die Nationswerdung im Sudan aufs schwerste behindert. Der Bürgerkrieg im Sudan ist ein aus der Kolonialzeit geerbte, mehrdimensionaler Herrschafts-, Verteilungs- und Kulturkonflikt, der durch den weltpolitischen Zwang der Nachkolonialzeit zur Bildung von „Staatsnation” ungeachtet der vorhandenen oder nicht vorhandenen Voraussetzungen für Nationsbildung und staatliche Souveränität, entstanden ist. Der Bürgerkrieg war der längste Krieg, den der afrikanische Kontinent und die Welt erlebt haben. Der Krieg hat ca. 2 Millionen Opfer gekostet. 4 weitere Millionen wurden von ihren Dörfern vertrieben. Aber was waren wirklich die Hintergründe für den Bürgerkrieg im Südsudan? Wie hat der Bürgerkrieg begonnen? Welche Rolle spielt die britische Kolonialmacht dabei? Welche Wirkungen hat die „Southern Policy“ auf den heutigen Sudan? Welche Rolle spielten die christlichen Missionen im Südsudan?

7.2. Der 1. Bürgerkrieg im Südsudan 1955-1972

Die rasche Dekolonisation des Sudan akzentuierte notwendigerweise auch eine Reihe von Problemen, die bis heute einer Lösung harren. Der Südsudan wurde von den Ereignissen im Norden des Landes völlig überrollt. 

Die Sudanesen sehen im politischen Werdegang des Sudan während der Kolonialzeit die Wurzeln bzw. den Beginn des Bürgerkrieges. Zweifellos war die politische Entwicklung des Landes während der Kondominiumszeit eines Nationswerdungsprozesses alles andere als förderlich. Der Sudan wurde als eine britische Kolonie aufgebaut, primär die Interessen Großbritanniens vertretend. Dementsprechend wurden bildungspolitische Aspekte nur gemäß dem Eigeninteresse verfolgt und die Wirtschaftspolitik der Kolonialherren war ausschließlich Export orientiert. Die dabei festgelegten ökonomischen Strukturen, die in der Folge eine große regionale Ungleichgewichtung schufen, determinieren bis heute und werden allgemein als ein Kernpunkt für die Konfliktsituation im Lande gesehen.
7.2.1 Die britische Rolle: 

Mit der “Southern Policy” verhinderten die dafür verabschiedeten Gesetze weitgehend die Kontakte zwischen Nord und Süd und eliminierten jede mögliche Einflussname des Nordens aus den Süden. In der Theorie unterscheidet sich die Politik im Süden in keiner Weise von jener, die man auch in den nördlichen Provinzen des Sudan verfolgte. Mit ihren Eigenarten jedoch reduzierte die “Southern Policy” in der Realität den an und für sich gegebenen ethnischen Pluralismus auf einen kulturellen Dualismus, der für den Sudan nach dessen Unabhängigkeit eine katastrophale Entwicklung bedeutete. Im Grunde wurden die sechs nördlichen und die drei südlichen Provinzen von Anfang an getrennt verwaltet. Bis zu Beginn der 20er Jahre war die Politik der Regierung gegenüber dem Süden durch Passivität gekennzeichnet, weil sich die Aktivitäten nur in der versuchten Aufrecherhaltung der öffentlichen Ordnung erschöpften. Ab den 20er Jahren wurde dann sogar offen und laut über eine Möglichkeit der Trennung des Landes nachgedacht. Im sogenannten Milner Report von 1920 wird die Eindämmung des muslimischen Einfußes auf den Süden u.a. damit gerechtfertigt, dass es stets “ the possibility of the Southern (black) portion of the Sudan being eventually cut off from the Northern (Arab) area and linked up with some central African system should be borne in mind” .Obwohl die Regierung natürlich erkannte, dass es nur schwer möglich sein wird “to make a clean cut between the two races” 32, behielt sie doch die prinzipielle Möglichkeit der Teilung des Landes im Auge. 
7.2.2. Southern Policy
Der Hintergrund für diese Einstellung und die Nachfolgenden Maßnahmen der “Southern Policy” erklärt sich einfach aus den nationalistischen Strömungen in Ägypten und ihre Auswirkungen auf den Sudan. Die Revolution von 1924 bestärkte die Briten in ihren Befürchtungen, noch zumal mit dem Führer der pan-ägyptischen White Flag League, Ali Abdel Latif, ein gebürtiger Dinka der Bewegung vorstand. Aber auch hier wies sich der Politik der “Indirect Rule” einen Weg. Wie im Norden sollten auch im Süden Dezentralisation und beginnende “Native Administration” die lokalen Machthaber stärken und sie von Verwaltungsbeamten ägyptischer und nordsudanesischer Provinzen unabhängig machen. Die “Native Administration” wurde eingeführt, obwohl schon bald deutlich wurde, dass sie noch lange brauchen würde, um für die Verwaltung von praktischem Nutzen zu sein. Die Regierung begann nun stärker mit den Missionsgesellschaften zu kooperieren, die bislang in den ihnen zugeordneten Gebieten ausschließlich ihren eigenen Interessen nachgegangen waren; die Förderung von Bildungseinrichtungen, die großenteils von den Missionen betreut wurden, sollten den Abgang des nordsudanesischen Verwaltungspersonals möglichst schnell ausgleichen. 33  
Den Missionsgesellschaften kam im Rahmen der “Southern Policy” überhaupt eine entscheidende Rolle zu. Das gesamte Schulwesen lag von Anfang an in den Händen der Missionare. Damit wurde jedoch ein weiteres Problem innerhalb des Landes geschaffen, dessen negative Folgen nach der Entlassung des Sudan in die Unabhängigkeit voll wirksam wurden. Während die Regierung im Norden die Vormachtstellung einer arabisch-muslimischen Kultur anerkannte, wurden im Süden neue europäisch-christliche Werte geschaffen. Die Überbringer dieser neuen Wertvorstellungen waren die verschiedenen christlichen Missionsgesellschaften. Sie verstanden ihre Aktivitäten im Süden des Landes von Anfang an als ein Bollwerk gegen das Vordringen des Islam und der arabischen Sprache.34  Neben der Eliminierung ägyptisch-nordsudanesischer Truppen und Verwaltungspersonals galt als vordringlichste Aufgabe der “Southern Policy” die Förderung des Christentums und der englischen Sprache. Hauptaugenmerk legten die Regierungen und die Missionen auf die Verdrängung des Arabischen durch Englisch bzw. durch Autochthone Sprachen, um so bereits existente islamische Zellen im Süden zu isolieren.
---------------------------------------

31- Vgl. Bashir H. Kookoo: Erzählungen aus türkischen und mahdistischen Zeiten, Khartoum 19969, S. 74. 

32-Abdel Rahim M. Badal, 1986     Sudan since Independence, Studies of the Political development since 1956, 
     Aldershot-Brookfield 1986. S. 75. 
33- Vgl. Bashir H. Kookoo: Erzählungen aus türkischen und mahdistischen Zeiten, Khartoum 19969, S. 37-59

34- Ebde., S. 42-53. 

Neben der Eliminierung ägyptisch-nordsudanesischer Truppen und Verwaltungspersonals galt als vordringlichste Aufgabe der “Southern Policy” die Förderung des Christentums und der englischen Sprache. Hauptaugenmerk legten die Regierungen und die Missionen auf die Verdrängung des Arabischen durch Englisch bzw. durch Autochthone Sprachen, um so bereits existente islamische Zellen im Süden zu isolierenDas Englische sollte das Arabische als Verkehrssprache ersetzen, der Sonntag wurde als Feiertag eingeführt und arabische Termini sollten auf Anweisung von oben durch englische oder autochthone ersetzt werden.35 Einer der schwerwiegendsten Nachteile der “Southern Policy” war die Unterbindung existenter inter-ethnischer Beziehungen. Die Ziehung einer imaginären Grenze von Ost nach West nahm den Ethnien dieses Grenzbereichs die prinzipielle Möglichkeit der Kontakthaltung, und zwar auch dort, wo diese Beziehungen als traditionell zu bezeichnen waren. 

Die “Southern Policy” und die darauf folgende Entwicklung haben auf Grund der völlig geänderten Rahmenbedingungen und des nun aufgebauten dualistischen Gegensatzes von Nord und Süd den inter-ethnischen Beziehungen in den Grenzgebieten eine ganz neue Dimension gegeben, das bislang völlig unbekanntes Konfliktpotential in diese Beziehungen hineintrug. Die Maßnahmen der “Southern Policy” und die darauf folgende Entwicklung haben dem Land die Möglichkeit genommen, fließende Übergänge zwischen den verschiedenen Kulturen zu entwickeln, so wie sie innerhalb des Nordens und des Südens de facto auch entstanden sind. Zusammen mit den zusätzlichen Maßnahmen der “Southern Policy” gelang es der Regierung letztlich, den Süden bis 1947 vom Norden praktisch völlig abzutrennen. Bis 1947 war es Südsudanesen verboten, ohne Erlaubnis den Norden zu besuchen. Im Gegenzug mussten sich die Nordsudanesen eine Reise in den Süden genehmigen lassen. Der Süden sollte ein Puffer zwischen der arabischen Region und den schwarzafrikanischen Völkern bilden. 36 

Insgesamt betrachtet waren die Maßnahmen der “Southern Policy” zweifellos für eine späteren Nationswerdungsprozess nicht förderlich. Der Separationsgedanke, der die Regierung zu Beginn der 20er Jahre beschäftigt hatte, wurde aber nie ernsthaft wieder aufgegriffen. Die Behandlung des Landes in zwei Blöcken und die damit verbundene Reduzierung des an sich vorhandenen Pluralismus auf einen arabischen Norden und einen negrid-afrikanischen Süden schuf jedoch eine geradezu klassische Konfliktsituation.  
Darüber hinaus haben die Briten durch die aktive Bekämpfung all dessen, was aus dem Norden kam, bei gleichzeitiger Einführung europäisch-christlicher Werte, dem Süden Möglichkeiten einer eigenen Identifikation gegeben. Die christliche Religion und die englische Sprache brachten dem heterogenen Süden eine Identifikationsebene über ethnische Grenzen hinweg. Auch wen der Anteil an Christen und Englischsprechenden bis heute gering geblieben ist, so sind diese beiden Faktoren in der Abgrenzung gegenüber dem Norden aufgrund ihres Symbolgehaltes zu wesentlichen Identitätsmerkmalen geworden, die die Elite des Südsudan dankbar aufgriff.
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35- Vgl. Abdel Rahim M. Badal, 1986     Sudan since Independence, Studies of the Political development since 1956, 
       Aldershot-Brookfield 1986. S. 77-78.  
36- Vgl. Zum Beispiel Sudan, Lamuv Verlag GmbH, Göttingen 1998, S. 76. 
7.2.3. Ungleiche wirtschaftliche Entwicklung:

Der Krieg ist nach einer Folge der langjährigen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Benachteiligung der südlichen Bevölkerung. Die Bezeichnung “Religionskrieg” zwischen einem islamischen Norden und einem christlich-aministischen Süden ist falsch. Wie bereits ausgeführt, war der Sudan wegen seiner besonderen strategischen Lage für Großbritannien von Interesse. Nichts desto trotz versuchte man natürlich auch wirtschaftliche Gewinne aus der Kolonie zu ziehen. Zu diesem Zweck wurde die Wirtschaft und die Infrastruktur des Landes von den Briten ganz auf den Anbau und den Export der Baumwolle über den neugegründeten Hafen in Port Sudan am Roten Meer ausgerichtet. Die Wirtschaftspolitik war ausschließlich Export orientiert. 37
Anfänglich war Gummi arabicum die einzige nennenswerte Ausfuhrpolitik. Als jedoch 1913 die britische Regierung die finanzielle Mittel zur Stauung des Blauen Nils bei Sennar zur Verfügung stellte, konnte zwölf Jahre später das Gezira Scheme eröffnet werden, das das fruchtbare Gebiet zwischen Blauem und Weißem Nil in eines der größten Baumwolleanbaugebiete der Welt verwandelte. Der ehemals für die lokale Wirtschaft wichtige Weizenbau wurde auf ein Minimum zurückgedrängt, um den kolonialwirtschaftlich wertvollerem Produkt Baumwolle zu weichen. Neben der Gezira wurden auch noch die Gebiete im Gash- und Tokar-Delta im Nordosten des Landes, sowie kleinere Gebiete in den südlichen Nuba-Bergen zum Anbau von Baumwolle als cash crop genützt. 

In anderen Landesteilen dagegen förderten die Briten keinerlei Entwicklungsprojekte. Sie schufen dagegen ein Bildungssystem, das dazu diente, die britischen Herrscher mit „einheimischen Verwaltungsbediensten zu versorgen“. Die übrigen Gebiete des Sudan blieben von der wirtschaftlichen Entwicklung weitgehend ausgesperrt. Zwar wurden ab 1946 vereinzelte Projekte in den Randgebieten erörtert, aber nie wirklich in Angriff genommen. Der Süden blieb von einer wirtschaftlichen Entwicklung in der Kolonialzeit überhaupt gänzlich ausgespart. Schließlich war im Süden der Prozess der Pazifikation erst 1928 beendet und die Regierung konzentrierte ihre Kräfte auf die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung. Die “Southern Policy” tat ihr übriges, den Süden auch wirtschaftlich von jedem Impuls zu isolieren. Die kolonialwirtschaftliche Bedeutungslosigkeit des Südens und die isolierte Lage fernab jeder infrastrukturellen Verbindung zu den Hauptverkehrsadern ließ eine gezielte Wirtschaftspolitik erst gar nicht erstrebenswert erschienen. 38 

Erst als die “Southern Policy” allgemein nach dem zweiten Weltkrieg immer heftiger von nationalistischen Sudanesen kritisiert wurde, begann die Regierung sich Gedanken für eine bessere wirtschaftliche Entwicklung des Südens zu machen. Auch wenn sich die Regierung danach zu einer aktiveren Wirtschaftspolitik im Süden entschloss, standen die aufgewendeten Mittel in keinem Verhältnis zu den Erfolgen. Die wirtschaftliche Rückständigkeit des Südens war in der kurzen Zeit bis zur Unabhängigkeit nicht mehr zu verändern. Zusammen mit weiten Teilen Kordofans, der Provinz Darfur und dem äußersten Norden blieb der Süden von einer wirtschaftlichen Entwicklung während der Kolonialzeit weitgehend ausgegrenzt. 39
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37- Das Umfassende Friedensabkommen, Sudanesische Fargen (Hrsg.), Ausgabe Nr. 1, Khartoum 2005, S. 5-11.. 

38- Ebde., S. 151-154. 

7.2.4. Ungleiche Bildungspolitik: 

Das ungleiche Bildungsniveau innerhalb des Landes gilt als ein weiterer Aspekt in der Konfliktsituation des heutigen Sudans. Im Norden, wo die Briten die Vormachtstellung der Muslimen anerkannten, beherrschten nach wie vor Koranschulen das Bild des allgemeinen Bildungswesens. Die wenigen Regierungsschulen orientierten sich auf die Bildung von Verwaltungsbeamten und Handwerkern. In Interesse des kolonialen Staates wurde Fachschulen der Vorzug gegenüber Elementarschulen gegeben. Die Möglichkeit eine Schule zu besuchen waren gering40 Nach dem im Süden der Prozess der Pazifikation noch bis ins 1928 nicht abgeschlossen war, ist es nicht verwunderlich, dass auch bildungspolitisch seitens der Regierung nur geringe Akzente gesetzt wurden. Das Schulwesen wurde zur Gänze den Missionsgesellschaften anvertraut, deren Aktivitäten von der Regierung inhaltlich unterstützt wurden. Nach der Entlassung in die Unabhängigkeit am 1. Januar 1956 übernahm eine neue politische Elite die koloniale Verwaltungsstruktur des Landes. Arabisch wurde zur offiziellen Landessprache erklärt. Der zunehmende Widerwille des Südens gegen die Regierung in Khartoum nahm durch die ökonomische Benachteiligung des Südens neu zu. Der Süden beschwerte sich zunehmend, dass er entwicklungspolitisch vernachlässigt und der Norden einseitig ökonomisch bevorzugt werde.Viele Sudanesen glaubten, das Blatt noch vor der Unabhängigkeit wenden zu können. Als im Zuge der Vorbreitung für die Unabhängigkeit im August 1955 das aus schwarzen Soldaten bestehende „Equatoria Corps” nach Norden verlegt und bewaffnet werden sollte, meuterten die Soldaten und ermordeten in Torit ihre arabischen Offiziere und zahlreiche arabische Händler. Dies war das Zeichen zum Aufstand, der in den Folgenden 17 Jahren weit über 100.000 Tote und eine Million Flüchtlinge zur Folge hatte. 41  
Zunächst flackerte der Aufstand nur auf kleiner Flamme. General Aboud, der 1958 die Zivilregierung im ersten sudanesischen Militärputsch ersetzt hatte, versuchte den Südsudan gewaltsam unter Kontrolle der Regierung zu bringen. Die Aufständischen formierten sich zu einer militärischen Front, der Anya-Nya (Schlangengift in der Sprache der Maadi).Im Jahre 1964 wurde das Regime Abouds gestürzt. Die folgende Zivilregierung lud alle Interessierten zu Friedensgesprächen nach Khartoum ein, zur sogenannten „Konferenz am runden Tisch“ nach deren Scheitern brachen die kriegerischen Auseinandersetzungen stärker aus als je zuvor aus. Auf Grund der internationalen Konflikte war die neue sudanesische Regierung nicht in der Lage, die Probleme des Landes, insbesondere den Krieg im Süden, zu lösen. Am 25 Mai 1969 ergriff General Numeri, die Macht im Land. 

Der Frieden von Addis Abeba 
1972 kam es dank der Initiative des sudanesischen Präsidenten Gaafar Mohamed Numeri zum Friedensabschluss von Addis Abeba. Numeri gelangte nach seinem Militärputsch von 1969 bald zur Einsicht, dass der Bürgerkrieg militärisch nicht zu gewinnen war und das ganze Land in eine wirtschaftliche Katastrophe führen müsste. Der damalige äthiopische Kaiser Haile Selassie spielt in der Friedensvorbreitung eine wichtige Rolle. Er stellte seine Unterstützung der Rebellen ein und machte sie damit verhandlungsbereit. Anderseits versprach Numeri den Abbruch seiner Unterstützung für die Eritrea-Rebellen, die vom Sudan aus operierten. Die Rebellen im Südsudan erhielten von Numeri fast alles, wofür sie gekämpft hatten. Die Soldaten der Anya-Nya wurden fast ausnahmslos in die Nationale Armee und Polizei aufgenommen, der Rebellen Kommandant erhielt den Generalsrang. Die Verwaltung der Südprovinzen ging an die Südsudanesen über. Der Südsudan erhielt sein eigenes Parlament. 42 
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40- Vgl. Beshir Mohamed Omer, The Southern Sudan. Background to Conflict, London 1968, S. 29. 
41- Vgl. Iten, Oswald: Sudan, Zürich 1983, S. 70. 

42- Das Umfassende Friedensabkommen, Sudanesische Fargen (Hrsg.), Ausgabe Nr. 1, Khartoum 2005, S. 55. 
7.3. Der 2. Bürgerkrieg

Numeri änderte seine Politik gegenüber dem Südsudan. Anstatt das Addis-Abeba-Abkommen in vollem Umfang umzusetzen, teilte Numeri den Südsudan in kleine und machtlose Verwaltungseinheiten auf. Damit wurde das Addis-Abeba-Abkommen beerdigt und der zweite Bürgerkrieg begann im Mai 1983 mit einer Rebellion in der Stadt Bor. Als Folge der von Numeri durchgeführten Maßnahmen gegen den Süden, rebellierten südsudanesische Offiziere unter Kerubino Kuanyin und William Nyuon Bany. Später schloss sich Dr. John Garang den Rebellen gegen Numeri an. Mit Hilfe der äthiopischen Regierung unter Präsident Mengistu Hille Mariam wurde die SPLA/SPLM unter der Leitung von John Garang gegründet. Der zweite Bürgerkrieg unterscheidet sich vom Ersten. 
„Ein wesentlicher Unterschied zur ersten Bürgerkriegphase war, dass Garang nun nicht mehr die Sezession betrieb, einen säkularen sozialistisch orientierten Sudan anstrebte“. 43  
Die Rettungsrevolution organisierte im September 1989, nach ca. drei Monaten nach ihrer Machtergreifung Ende Juni, eine Konferenz des Nationalen Dialogs in Khartoum. Die Teilnehmer schlugen vor, das Föderalsystem einzuführen und die Scharia im nördlichen Teil des Landes sollte der Gesetzgebung zugrunde liegen. Im Jahr 1991 wurde der Sudan in Bundesstaaten, zuerst sechzehn dann sechsundzwanzig, aufgeteilt.44 die Konferenzergebnisse wurden von der SPLA/M abgelehnt. Die Regierung begann 1989 eine große Offensive gegen die SPLA und eroberte viele Gebiete zurück. Der Regierung gelang es die an der äthiopischen Grenze gelegene Kurmuck, zurückzuerobern. Nachdem Sturz des äthiopischen Präsidenten Mengistu Haile Mariam im Jahr 1991 verlor die SPLA einen wichtigen Verbündeten und musste ihre Truppen aus Äthiopien abziehen. Die Armee wurde von den Volksverteidigungskräften »Popular Defence Forces« verstärkt. Die SPLA/M bekam u.a. Unterstützung von Kenia, Uganda und den USA. Im Gegenzug unterstützte die sudanesische Regierung die ugandische Rebellengruppe  »Lord´s Resistance Army« (LRA). Da der Bürgerkrieg im Südsudan Auswirkung auf Stabilität in den Nachbarstaaten hatte, setzten sich viele Länder wie Ägypten, Libyen, Nigeria und viele prominente Politiker aus der ganzen Welt, wie der ehemalige amerikanische Präsident Jimmy Carter, für die Beendung des Bürgerkrieges ein. So kam es 1991 in der nigerianischen Abuja zur Verhandlungen zwischen der sudanesischen Regierung und der SPLA/M. Die Verhandlungen führten jedoch zu keinen greifbaren Ergebnissen. Da der Dinka-Stamm die Macht hatte und Garang die SPLA/M autoritär führte, hat sich eine Gruppe vom der SPLA/M gspaltet und dieNasir-Fraktion gebildet. Die Fraktion besteht überwiegend aus Nuer und Shilluk, unter Führung von Riek Mashar und Lam Akol. Es Kam zwischen den zwei Gruppen, Nasir-Fraktion und Torit-Fraktion unter Führung von Garang zu schweren Kämpfen. 

7.3.1. Beendung des Bürgerkrieges im Südsudan 
Die Regierung in Khartoum schloss 1997 mit u.a. »South Sudan Independence Movement (SSIM/SSIA)« und mit »SPLM/SPLA-Bahr El Ghazal-Group« und anderen Gruppierungen das Khartoumer Friedensabkommen. Nach diesem Friedensabkommen wurde zum ersten mal in der Geschichte des Sudan dem Volk im Süden das Recht eingeräumt, in einer Volksabstimmung über die Zukunft des Süden zu entscheiden. Die Oppositionsparteien der Nationalen Demokratischen Allianz (NDA) erklärten sich bereit, dieses Recht anzuerkennen. 45
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43- Vgl. Pabst, Martin: Krieg und Frieden im Sudan, in: Walter Feichtinger (Hrsg.): Afrika im Blickfeld, Kriege – Krisen  

     - Perspektiven, 1. Auflage, Baden-Baden 2004, S. 138.
44- Vgl. Kommitte für Konferenz des Nationalen Dialogs, Khartoum 1990. 
45- Das Umfassende Friedensabkommen, Sudanesische Fargen (Hrsg.), Ausgabe Nr. 1, Khartoum 2005, S.135-139. 
Die Regionalorganisation »Inter-Governmental Authority on Development- IGAD« mit ihren sieben Mitgliedern Äthiopien, Dschibuti, Eritrea, Kenia, Somalia, Sudan und Uganda startete 1993 eine Friedensinitiative zwischen der sudanesischen Regierung und der SPLA/M. Im Jahr 1997 wurde der IGAD Partners Forum begründet, andere afrikanische Staaten, wie Ägypten und Nigeria, haben sich an diesen Verhandlungen beteiligt. 

7.3.2. Rolle der EU

Nach der Machtergreifung durch Albashir im Jahr 1989 haben viele EU-Mitgliedstaaten ihre Beziehungen zu Sudan unterbrochen. Auch die EU unterbrach ihre Beziehung zum Sudan. Blieb aber in der Frage der humanitären Hilfe engagiert. Da viele europäische Länder, wie Frankreich, Großbritannien, Portugal und Belgien, zum Teil für die Krise in Afrika verantwortlich gemacht werden, erwartet man von der EU und deren Mitgliedstaaten sich an Lösung der Probleme in Afrika zu beteiligen.46 Die EU war durch ihre Mitgliedstaaten in IGAD-Forum vertreten. 

7.3.2.1. Die Hauptinteressen der EU in Bezug auf den Friedensprozess im Südsudan sind: 47
· Der Aufruf der EU zu einer umfassenden Waffenruhe als Teil umfassenden und gerechter Friedensverhandlungen ist hervorzuheben, wobei insbesondere die Notwendigkeit hervorzuheben ist, von der Waffenruhe zwischen der sudanesischen Regierung und der SPLM/A in der Region der Nuba-Berge auszugehen. Derartige Waffenruhe, die von internationalen Beobachtern effektiv beobachtet und von beiden Seiten akzeptiert werden, sollten auch andernorts in Sudan im Rahmen des IGAD-Friedensprozesses im Allgemeinen und der Grundsatzerklärung im Besonderen gefördert werden,

· Die Notwendigkeit einer weitgehenden humanitären Unterstützung im Gesundheits- und Bildungswesen, bei der Ernährungssicherheit und der Minenräumung ist zu unterstreichen,

· Es ist hervorzuheben, dass zur Herbeiführung eines allumfassenden Prozesses zur umfassenden Beilegung der Krise in Sudan alle internationalen Parteien, die sich um Frieden in Sudan bemühen, einen konstruktiven Dialog aufnehmen und zusammenarbeiten sollten, um ihre Bemühungen optimal zu gestalten,

· Alle diplomatischen Schritte und Bemühungen der EU zur Beendung des Bürgerkrieges in Sudan müssen insbesondere mit der IGAD, den USA und im IGAD-Partnerforum koordiniert werden,

· Die Ausarbeitung eines gemeinsamen, schlüssigen internationalen und regionalen Konzepts für den Friedensprozess ist zu fördern, in das die vielen verschiedenen Friedensinitiativen einbezogen werden. 

2002 kam es auf Vermittlung des US-Sonderbeauftragten Danforthm zu einem Waffenstillstand für die Nuba-Berge und den gesamten Südsudan. Direkte Verhandlungen zwischen Regierung und SPLA/M wurden im selben Jahr unter dem IGAD-Schirm in Machakos - Kenia geführt. Die Verhandlungen führten zu einem Rahmenabkommen »Declaration of Principles«.
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46 Rout, Biel (Hg.): Der Sudan zwischen Krieg und Frieden, Marburg, 2003, S. S. 50
47- Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zu Sudan, PESC 230, 9860/02, Brüssel 11.Juni 2002.
7.3.3. IGAD-Partnerforum 

Das IGAD Partnerforum hat das Ziel, den Friedenprozess im Sudan unter der IGAD-Schirmherrschaft zu unterstützen. Dem IGAD Partnerforum gehört eine Arbeitsgruppe bestehend aus den größten Geberländern (EU, Frankreich, Italien, Niederlande, UK, Norwegen, Kanada, Ägypten, UN-Agenturen und Weltbank). Die Arbeitsgruppe soll eine Initiative „Planen für den Frieden“ entwickeln. Die Initiative beschäftigt sich mit Aktivitäten in Postkriegszeiten. Das Programm der Arbeitsgruppe beinhaltet: 48
· Creating the conditions for peace through joint participatory planning. The result of the consultations should be a planning framework for the resumption of cooperation after a peace agreement has been signed. The participatory design of the planning framework could give an opportunity for alternative voices to be included in the dialogue other than the leaders involved in the IGAD peace talks.
· Building linkages between grassroots peace efforts and the official IGAD peace talks. The consultations offer opportunities for opening channels of communication between the grassroots peace processes promoted by civil society organisations, and the political dialogue being furthered within the official peace talks,

· The peace dividend approach or potential donor engagement prior to a peace agreement? The rationale behind the initiative is similar to the  'peace dividend approach', is according to which peace will be rewarded by financial flows from donors. However, the donors will most likely engage in some 'pre-peace agreement' measures in order to create the conditions for a sustainable peace,

· Coordination and confidence building among local actors. The IPF working group includes representatives of missions based in both Nairobi and Khartoum. The communication and consistency of approaches among the different agencies are crucial. Also, because Sudanese groups on all sides feel that they have been let down by the international Community several times in the past, confidence-building measures and a serious international commitment to the peace process are the cornerstones of the approach.


Das unter der Schirmherrschaft von IGAD von der sudanesischen Regierung und der Rebellenbewegung SPLA/M am 09. Mai 2005 in Mashakos - Kenia unterzeichnete Friedensabkommen sah eine sechsjährige Übergangsperiode vor, in der der Südsudan autonom regiert wird. Nach der Übergangsphase wird dann das Volk im Südsudan über den Status des Südens entscheiden. Das Abkommen wird von 10.000 Blauhelmen »United Nation Mission in Sudan - UNMIS«, die hauptsächlich im Süden stationiert sind, überwacht. 
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48- Terhi Lehtinen,: The European Union's Political and Development Response to Sudan, S.  27, 2001.
7.3.4. Mashakos-Friedensabkommen 
Am 09.01.2005 unterzeichneten Vizepräsident Ali Osman Taha für die Regierung des Sudan und John Garang für die SPLM/A in Machakos – Kenia ein umfassendes Friedensabkommen. Wesentliche Bestimmungen des Abkommens sind:49

· halbjährige Vorlaufphase zur Implementierung der vorgesehenen Institutionen, 
· sechsjährige Interimsperiode mit abschließender bindender Volksabstimmung der Südsudanesen über nationale Unabhängigkeit oder Verblieb beim Sudan,
· Überwachung der Umsetzung durch eine internationale Friedenstruppe,
· Autonomie für den Südsudan in der Übergangphase mit eigenem Präsidenten, Regierung, Parlament und Judikative,
· Beteiligung der SPLM an der gesamt sudanesischen Übergangsinstitution,
· Beibehaltung des islamischen Rechtssystems (Sharia) im Nordsudan unter vorläufiger Beibehaltung der Sharia in der Hauptstadt in Khartoum (individuelle Befreiung dort lebender Südsudanesen sowie endgültige Entscheidung der Khartoum-Frage durch eine gewählte Nationalversammlung),
· Abschluss eines dauernden Waffenstillstandes,
· Fortbestehen der Regierungsarmee und SPLA unter separaten Kommandos als legitimierte nationale Streitkraft während der Übergangsperiode,
· Auflösung sonstiger bewaffneter Kräfte binnen einem Jahr (durch Demobilisierung oder Anschluss an Regierungsarmee bzw. SPLA),
· Bildung gemeinsamer Einheiten  („joint itegrated units“) für den Südsudan, die Zentralregion und Khartoum (fünf Infanteriedivisionen sowie eine Brigade für Khartoum mit einer gesamt Stärke von insgesamt 39.000Mann),
· Abzug der SPLA-Einheiten aus dem Nordsudan binnen zwölf Monaten und aus Südkordofan/ Nuba-Bergen und Blue Nile binnen 15 Monaten,
· Abzug der Regierungstruppen aus dem Südsudan binnen 30 Monaten, danach Verhandlungen beider Parteien über Truppenreduzierung,
· Umsetzung eines Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Reintegrationsprogramms,
· Einstellung der Unterstützung für ausländische Rebellengruppen,
· Gründung eines südsudanesischen Wiederaufbau- und Entwicklungsfonds, begrenzte Steuerhoheit des Südsudan,
· Zuweisung von nationalen Mitteln an den Südsudan in der Übergangsphase,
· Bildung einer unabhängige Nationalen Ölkommission,
· Aufteilung der Öleinnahmen zwischen dem Nord und Südsudan während der Übergangsphase,
· Etablierung eines nicht islamisches Banksystem im Südsudan,
· Gründung einer Südsudanesischen Bank als Zweigorganisation der sudanesischen Zentralbank,
· Eigene südsudanesische Währung (Pound) neben dem nordsudanesischen Dinar in der Übergangsphase,
· Verabschiedung einer Übergangsverfassung mit einem garantierten Katalog von Grund- und Menschenrechte,
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49- Walter Feichtinger/GERALD Hainzl (Hrsg.): Kriesenherd Nordafrika – Internationale oder afrikanische Verantwortung, 1. Auflage, Baden-Baden 2005, S.21-23.
· Besetzung eines von zwei Vizepräsidentenämter durch die SPLM in der Übergangsphase,
· Verteilung der Ministerposten in der Übergangsregierung nach dem Schlüssel 52% National Congress Party/NCP (die derzeitige Regierungspartei), 28% SPLM, 14% nordsudanesische Opposition, 6% weitere südsudanesischen Parteien, 
· Bildung eines zwei-Kammern-Übergangsparlamentes (Nationalversammlung und Staatenhaus),
· Sitzverteilung im Übergangsparlament nach dem Schlüssel 52% für NCP, 28% SPLM, 14 % nordsudanesische Opposition, 6% weitere südsudanesische Parteien,
· Abhaltung demokratischer Wahlen auf allen Ebenen bis zum Ende des dritten Jahres der Übergangsperiode,
· Sonderregelung für Abyei: Gewährung eines Sondestatus unter direkter Hoheit des Präsidenten in der Übergangsphase, 42%ige Beteiligung an den örtliche Öleinnahmen,

· Bildung eines paritätisch besetzten lokalen Verwaltungsrates, Referendum nach dem Ende der Übergangsperiode übe Verbleib bei der nordsudanesischen Provinz Westkordofan oder Anschluss an die südsudanesische Provinz Bahr-al-Ghazal, 
· Sonderregelung für Southern Kordofan/Nubaberge und Blue Nile: Selbstverwaltung in der Übergangsphase, bis zur Abhaltung von Wahlen Aufteilung der Parlamentsitze (55% für NCP, 45% für SPLM) sowie rotierende Besetzung der Gouverneure, vorrangige Zuweisung von 
·  Wiederaufbaumitteln und Beteiligung an den nationalen Ressourcen, Befragung der Bevölkerung zur dieser Lösung,
· Proportionale Verteilung der nationalen Verwaltungsstellen (bis zu 30% für qualifizierte Südsudanesen; in der Zwischenregion 55% für NCP, 45% für SPLM).

Nach der Unterzeichnung des Umfassende Friedensabkommens (CPA) am 9. Jänner 2005 wurde die Regierung der Nationalen Einheit am 20. September gebildet.  Auch der Südsudan hat eine eigene Regierung bekommen. 

Die Bildung der Regierung der Nationalen Einheit sollte gemäß Friedensvertrag sollte am 9. August erfolgen, aber der Tod des Ehemaligen Rebellenführers und Vizepräsidenten John Garang und die langwierigen Verhandlungen über Ressortsverteilung haben sie verzögert. 

Trotz einiger Verzögerung wurden wesentliche Teile des CPA, wie z.B. Bildung der Regierung der Nationalen Einheit, Übergangverfassung, Südsudan-Verfassung und die neue Konstituierung des Parlaments, erfolgreich umgesetzt. Die Regierung der Nationalen Einheit fordert die internationale Gemeinschaft, insbesondere jener Geberländer die an der GeberKonferenz von Oslo teilgenommen haben, ihre Versprechung einzuhalten. 
Viele Geberländer und Organisationen, darunter auch die EU, haben ihre Zusammenarbeit mit der neuern Regierung davon abhängig gemacht, Frieden in Darfur zu erzielen. Obwohl die Regierung und die größte Rebellenbewegung (SLA) das Darfur-Friedensabkommen unterzeichnet haben, bleiben große Teile der in Oslo versprochenen Mittel aus. 

8. Der Darfur-Konflikt

8.1. Vorgeschichte 
Der Sudan ist mit seiner Fläche von 2,505.806 km² der größte Staat Afrikas. Das Land erstreckt sich in Nord-Süd-Richtung über ca. 2000 km. Der Sudan ist ein Vielvölkerstaat. Dort leben ca. 597 Stämme, die mehr als 115 Sprachen sprechen. In Darfur leben ca. 5 Millionen Menschen unterschiedlicher Herkunft. 

Darfur – das Land der Fur -  liegt im westlichen Teil des Sudan und ist eine ausgedehnte Ebene auf etwa 900 Meter Höhe über den Meersspiegel und bildet eine geographische Grenze zwischen dem Nilbecken und dem Tschadsee. Im Zentrum liegt ein Gebirgsmassiv vulkanischen Ursprungs, Jebel Marra. Darfur besteht aus drei Bundesländern: Norddarfur, Alfashir ist die Hauptstadt, Westdarfur, Aljeneina ist die Hauptstadt, Süddarfur, Nyala ist die die Hauptstadt. Jedes Bundesland in Sudan verfügt über eine eigene Landesversammlung und untersteht einem Gouverneur, der von der Bundesregierung in Khartoum ernannt wird.   

„Darfur gehört historisch zu den großen „Häfen", die die Karawa​nen des transsaharischen Handels aus dem Norden anlockten. Außer​dem war es seit Jahrhunderten bedeutende Station auf der transsuda​nischen Pilger- und Handelsstraße von Westafrika nach Mekka. An solchen Schnittpunkten entstanden im Mittelalter Königreiche, die vom Handel mit Sklaven und Luxuswaren lebten. Konnten sie das Mi​nimum an Landfrieden, das die schwerfälligen und höchst verwund​baren Karawanen brauchten, nicht mehr garantieren, zogen die Kauf​leute zu einem anderen Hafen. Der blühte dann auf, und der alte, vom Nachschub mit Luxuswaren abgeschnitten, vertrocknete.“ 50
Darfur wurde von zwei transsaharischen Routen angesteuert, nämlich: im Westen von Kufra – Libya und im Osten von Ägypten über »Strasse der vierzig Tage«. 

Nach Streck, Bernhard,  hat Darfur eine sehr lange Reichsgeschichte: 51 

· Die erste Dynastie Darfur hießt Daju, von der sich noch heute kleine gleichnamige Bauerngesellschaften zwischen Westkordofan und Osttschad herleiten,
· Das zweite Reich wird Tunjur genannt, so wie sich viele Bauern im Tschad, aber auch einige Bewohner der Furnung-Berge nennen. 
· Danach folgte das Reich der Keira, das deutlich islamisch geprägt war
Das selbständige Darfur wurde 1821 mit dem Sieg des ägyptisch-osmanischen invasinsherres über den Oberbefehlshaber Musallim in die kolonialgeschichte des modernen Sudan eingeleitet. 

Nach der britischen Eroberung des Sudan 1899 gelang es Ali Dinar in Al Fashir an die Macht zu kommen und eine von der Kolonialmacht in Khartoum geduldete Autonomie zu gründen. Mit dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges 1916 erstartet die Kolonialmacht eine militäroffensive gegen Ali Dina, der dem Sultan von Istanbul helfen wollte, und eroberte Darfur.
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50- Vgl. Streck, Bernhard: Sudan, Ansichten eines zerrissenen Landes, Wuppertal 2007, S. 67.
51- Ebde., S. 68. 
8.2. Derfur-Bevölkerung 

Die Bevölkerung von Darfur ist ein komplexes Gefüge aus arabischen wie afrikanischen Stämmen. Sie leben seit Hunderten von Jahren im Frieden miteinander. Die Menschen in Darfur lassen sich grob in zwei Gruppen teilen: die Gruppen arabischer Herkunft und die nichtarabischen Stammung. Dabei handelt es sich um kulturelle und nicht rassische Eigenart. Sie unterscheiden sich durch Gesichtszüge (Nasenform, dicke Lippen). So ist z.B. ein Rizzeiqat ein »Araber«, während ein hellhäutiger Zaghawa ein »Afrikaner« ist. Sprachmäßig findet man in Darfur afrikanische Stämme die ihre eigenen Sprachen verloren haben und das Arabische angenommen haben, während andere zweisprachig sind. Die Menschen in Darfur sind von der Hautfarbe her alle schwarz. Zur den Arabischen Stämmen gehören: Rizzeiqat, Beni Hussain, Iraiqat, Mahriya und Mahamid, Baqqâra, südliche Rizzeiqat, Habbaniy, Maaliya, Taaisha und Beni Helba, Zeiyadiya und Diawama. Diese Gruppe treibt Vieh- und Kamelsucht.  Zu den nichtarabischen Gruppen zählen: Fur, Zaghawa, Meidob, Masalit, Berti, Tama, Mararit, Daju,  Tunjur und die Fullbehirten, die aus dem Niger – und Voltasudan stammen und den Lebensraum mit den Baqqâra teilen. Diese Stämme bilden die sesshaften Bauer. 52

Khalid Khalafalla unterteilt das Darfur-Volk nach wirtschaftlichen Aktivitäten in drei Hauptgruppen:53 
· sesshafte eingeborene Stämme: Dazu gehört​  das Volk der Fur, die entlang des Jabal Marra leben und dura (Sorghumhirse) sowie dukhn  (Hirseart)  als   Grundnahrungsmittel anbauen. Weiter gehört das Volk der Masalit dazu, die in den Tälern des äußersten Westen von Darfur leben, die Daju und Tunjur, die traditionell erste herrschende Elite in Darfur, sowie die Qimr,

· nomadische oder halbnomadische nicht  ara​bische Stämme: Hierzu zählen die Zaghawa, der große Stamm im Nordwesten von Darfur, die als Nomaden leben; die Badayat und die Meidob im Nordosten von Darfur, die Halbnomade sind und Schaf- und Ziegenherden halten;
· arabische Stämme: Dazu gehören sesshafte Araber wie die Messiriya, nomadische Kamelhirten wie die Zaiydiya und nomadische Rinderhirten, die unter dem Namen Baggara bekannt sind. In Darfur leben vier Haupt​gruppen der Baggara: Rizzeiqat, Habbaniy, Taaisha, und Beni Helba.
8.3. Die Ursache des Konflikts

Die Bewohner Darfurs sind alle Muselm. D.h. es geht beim Konflikt nicht um muslimischen Norden gegen den christlich-aministischen Westen, aber auch nicht wegen Sprache den in allen Schulen in Darfur wird seit jeher in Arabische unterrichtet. Die Gründe für den Konflikt liegen vor allem in der Marginalisierung, d.h. in der Entwicklung der Region.  In der Vergangenheit reagierten Bauern und Hirten auf Naturkatastrophen mit dem Umzug in einer reichere Ökozone. Aber das rasante Bevölkerungswachstum sowie politische und ethnische Spannungen haben diese Möglichkeiten erschwert. Die Unsicherheit und Bardentum trieben immer mehr Menschen zur Flucht in die Städte. 54 ---------------------------------------
52- Mohamed S. u. Alex K, Fur und Nubakonflikte im Westsudan in: Macht der Identität- Identität der Macht, Politische 
       Prozesse und kulturelle Wandel in Afrika, Beiträge zur Afrikaforschung, Herausgeber: Willer Heide, Förster Till, 
      Ortner-Buchberger Claudia, Münster 1995, S. 262-263.
53- Khalid Khalafalla: Der Konflikt in Darfur, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzeitung das 
       Parlament (BpB), 4/2005, S. 40-46. 
54- Mohamed S. u. Alex K, Fur und Nubakonflikte im Westsudan in: Macht der Identität- Identität der Macht, Politische 
      Prozesse und kulturelle Wandel in Afrika, Beiträge zur Afrikaforschung, Herausgeber: Willer Heide, Förster Till, 
      Ortner-Buchberger Claudia, Münster 1995, S. 262-263.
Die allgemeine Situation in der Region kann, wie die in den anderen Bundesländern des Sudan, als politischen Marginalisierung und gravierende Unterentwicklung beschrieben werden. Die Gründe für die gespannte Lage zwischen den Bauern und den Hirten sind unterschiedlich. Nach Streck, Bernhard,  sind diese: 55
· Das ökologische Desaster des mechanisierten Anbau, 
· Der Krieg gegen die Natur, da die Sahara jedes Jahr 10 km nach Süden rückt, 
· Dürre und Hungersnot,
· Wasserlöcher, die sich in Regenzeit gefüllt haben, bleiben leer. 

Die Hirten bewegen sich ständig nach der Jahreszeit zwischen Nord und Süd. Sie benutzten auf  ihren Wanderungen zwischen Regenzeitweiden in Norden und Trockenzeitweide in Süden bestimmte Korridore. Die Bauernfelder, die die Hirten passierten, wurden respektiert. Es herrschte lange Zeit gute Beziehungen zwischen den beiden Gruppen. Man nutzte die Kontakte für den Austausch von Hirse und Gemüse gegen Milch und Fleisch. Wegen der Ausdörrung der Region nahm die Rivalität zwischen Bauern und Hirten zu. Nach einigen Gewalttaten fand 1989 die erste Friedenskonferenz, an Vertreter der verschiedenen Gruppen teilnahmen. Die Abmachungen der Friedenskonferenz wurden aber nicht umgesetzt. 

Bei ethnischen Auseinandersetzungen kann es sich sowohl um ethnische Abgrenzungsmerkmale als auch um Interessenfragen gehen, wie dies Khalid Khalafalla zusammenfasst:

„Eine kritische, aber entscheidende Differenz, die in wissenschaftli​chen Debatten oft unberücksichtigt bleibt, liegt darin, dass sich Volkszugehörigkeit so​wohl auf Abgrenzungsmerkmale - also einen ethnischen Unterschied - als auch auf inhalt​liche Fragen (Interessen) in ethnischen Aus​einandersetzungen beziehen kann. Es lässt sich also in zweierlei Hinsicht von einem eth​nischen Konflikt sprechen: Er kann sich auf die Konfrontation zwischen Mitgliedern einer oder mehrerer ethnischer Gruppen um die Kontrolle begrenzter Ressourcen wie Wasser, Land, Diamanten, Öl usw. beziehen. Dann sind die Kontrahenten ethnisch, nicht aber der Gegenstand der Auseinanderset​zung. Im zweiten Fall sind die Gegenstände des Konflikts selbst ethnisch: Sprache, Religi​onsausübung, Familienrecht usw. Ethnische Konflikte äußern sich in der Regel in einer klaren ethnischen oder rassischen Forderung, bringen einen Missstand zum Ausdruck. Es gibt viele Formen des ethnischen Konflikts. Die Hauptvarianten sind: Aufruhr, Bürger​krieg und Völkermord.“ 56
Die Stämme lebten zwar von einander abgegrenzt, aber nicht isoliert. Bis zu einem gewissen Grad waren sie in einem Austauschsystem und Mischehen integriert. Dürre, ökologischen Veränderungen und Hungernöte führten zu großen Wanderungsbewegungen, und somit zu Konflikten über knappen Ressourcen Lebensgrundlagen Tschad wurde schon seit 1965 in einem Bürgerkrieg zwischen dem Norden und dem Süden in einem Bürgerkrieg eineingetrieben, der direkte Wirkung auf der benachbarten Region Darfur hatte. Auf beiden Seiten der Grenze leben die gleichen muslimischen Stämme, was aus Darfur das natürliche Hinterland für die tschadischen Rebellen machte.
---------------------------------------

55- Vgl. Streck, Bernhard: Sudan, Ansichten eines zerrissenen Landes, Wuppertal 2007, S. 70.
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Die Zersplitterung der Rebellenbewegung im Tschad stellte sich als ein Problem für den Sudan. Denn im Jahr 1971 wurden viele Menschen in Darfur Opfer der heftigen Kämpfe zwischen rivalisierenden tschadischen Gruppen. Darauf hin warf Numeiri die tschadischen Rebellen aus Darfur hinaus.

Muammar Gaddafi zeigte Interesse am tschadischen Bürgerkrieg und unterstützte die Rebellen aus dem Norden. Gaddafi erhob Anspruch auf den Aouzou-Streifen zwischen Libya und Tschad. Er unterstützte auch den sudanesischen Oppositionsführer Sadiq Al-Mahdi. Numeiri war deswegen sehr besorgt, weshalb er gegenüber dem neuen tschadischen Präsidenten eine versöhnliche Haltung einnahm. Gaddafi bezeichnete die Haltung Numeiris als ein Verrat an der an der arabischen Sache. 

Nachdem fehlgeschlagenen Versuch, Khartoum durch Anhänger der Opposition, die von Gaddafi ausgebildet und ausgerüstet waren, zu erobern, verschlechterte die Beziehungen zwischen Khartoum und Tripolis. Numeiri unterstützte den neuen tschadischen Führer Hussein Habre, der auch gegen Libyen war. Die Truppen von Habre operierten von Darfur aus gegen die tschadische Armee. 

1982 wurde kam Habre an die Macht. Der Krieg zwischen Tschad und Libyen um den Aouzou-Streifen brach 1987/88 aus. Libyen nutzte Darfur als Hinterland gegen die tschadischen Truppen, was als Folge hatte, Waffenströme nach Darfur für wenig Geld. 

Diese Ereignisse verschlechterten das regionale ethno-politische Klima. Die Menschen in Darfur, insbesondere an der Grenze zu Tschad, mussten sich plötzlich entscheiden »Araber« oder »Afrikaner«  zu sein.  D.h. diese Unterscheidung wurde von der Außenwelt angeheftet. Daneben waren zwei weitere Faktoren von Bedeutung, nämlich: Darfur wurde immer mehr manipuliert, die die Zentralregierung in Khartoum entweder unterstützten oder bekämpften; die Dürre hatte die Versteppung als Folge. Die verschlechternde  ökologische Lage verschärfte die Polarisierung politisch manipulierter ethnischer Identität.57 Die demokratisch gewählte Regierung unter Premier Sadiq AL-Mahdi war  mit dem Bürgerkrieg im Süden sehr beschäftigte. Sie kümmerte sich kaum um die sich verschlechternde Lage in Darfur, wo der Rassenhass angeheizt wurde. In den achtziger Jahren drang die tschadische Armee mehr mals in Darfur ein und griff nicht nur libysch-tschadische Lager sondern auch Lager der arabischen Milizen, was die Verwicklung der arabischen Stämme in den Grenzkonflikt bedeutete.58 
Da Darfur lange Zeit Basis der Umma Partei war begann Premier Sadiq Al-Mahdi in den achtziger Jahren damit, arabische Stämmen (Muraheleen) in der Region mit Waffen zu aufzurüsten, um sie im Bürgerkrieg gegen den Süden als parastaatliche Milizen einzusetzen.59 
Zu dieser Zeit schwämme Darfur in Schnellfeuergewehre, die aus Tschad, nach dem Ende des Bürgerkriegs, der 1990 mit Sieg des Zaghawa Adris Deby über Hussein Habre endete, stammen.  Der Bürgerkrieg in Tschad hatte den westlichen Teil Darfur miteinbezogen und führte auch zu Militarisierung der Spannungen zwischen Fur und Zaghawa. Libyen kämpfte gegen Habre und unterstützte Deby und hat auch eine Flut billiger Waffen in Darfur 
 hineingepumpt. Nach Debys Triumph zogen sich tschadische und libysche Truppen aus Region. Somit wurde der Konflikt in Darfur zum größten Teil rein sudanesisch.
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57-Vgl. Prunier, Gérard: Darfur, der uneindeutige genozid, London 2005, S. 64-66.
58- Ebde., S. 85-86. 

59- Vgl. Peter, Marina: Sudan, in: Studien zur länderbezogene Konfliktanalyse, im Auftrag des DED und Friedrich-Ebert-
      Stiftung, 2004, S. 16.
Im Jahr 1989, bevor AL-Bashir an die Macht kam, brach ein größerer Konflikt zwischen Fur und 27 arabischen Stämmen aus. Dabei ging es um Territorien, ethnische Vorurteile und politischen Vernachlässigung. Der Konflikt wurde durch Friedenskonferenz gelöst. Dabei spielte die Lokalverwaltung  als Garanten für die Einhaltung und Umsetzung der Abmachungen. Die Lokalverwaltung »idara ahliya« war ein gemischter Ausschuss weiser Sesshaften und Nomaden, der solche Probleme löste, die Nachbar versöhnte und Ehen zwischen Angehörigen verschiedener Ethnien stifte. Der Waffenstillstand hielt aber nicht lange. Schon im Jahr 1990 kämpften Fur, die von der südsudanesischer Volksbefreiungsarmee unterstütz wurden, gegen arabische Stämmen. Die Regierung merkte, dass der Führer der Rebellen im Südsudan eine zweite Front in Darfur gegen die Regierung in Khartoum öffnen wollte. So stellte sie darauf hin den arabischen Stämmen, insbesondere Rizzeiqat und Messiriya, Waffen zur Verfügung, damit die sich gegen die Angriffe der SPLA-Anhänger, verteidigen können. Die Regierungsarmee konnte 1991 mit Hilfe der Murahlin-Milize die Truppen der SPLA unter Führung von Daoud Bolad, ein Fur, der ein langjähriges Mitglied der islamischen Bewegung war,  in Jubel Maura geschlagen werden. 60 
8.4. Die beteiligten Parteien  

Zwischen 1996 – 1998 entwickelte sich eine Guerillabewegung im Nordwesten Darfur gegen die Regierung. Die Lage eskalierte 1999 mit den Zusammenstößen zwischen Masalit und arabischen Hirten. 

Der ehemalige Gouverneur von Darfur Ahmed Diraige bildete eine Fur-Milize von 12000 Mann und versucht aus seinem Exil in London sie mit Waffen aus Tschad zu versorgen. Der Konflikt in der Region forderte zwischen 1985-1989 ca. 3000 Menschenleben. 

8.4.1. Sudan Liberation Armee

Abdelwahed Mohamed Nour gründete Anfang 2000 »Darfur Liberation Armee«, die wenige Monate später in die »Sudan Liberation Armee« (SLA) umbenannt wurde. Die Mitglieder der SLA sind meistens Fur. Ziele der SLA sind u.a.:61 
· Schutz der Darfur-Bevölkerung vor der arabischen Milizen,
· Beendung der wirtschaftlichen, politischen und sozialen Benachteiligung von afrikanischen Stämmen wie den Fur, Masalit uns Zaghawa etc. durch die Regierung in Khartoum, 
· Trennung von Religion und politischem System. 

Anhänger der SLA, die über moderne Waffen und Kommunikationsmittel verfügen, überfielen 2003 Julu, Karnoi und Tina, an der Grenze zu Tschad. Im April 2003 überfielen sie den Flughafen von AL-Fashir, die Hauptstadt von Norddarfur und töteten 75 Regierungssoldaten, zerstörten 4 Militärflugzeuge und entführten den Chef der Luftwaffe. Einpaar Monate danach gelang es den Rebellen die Stadt Kutum einzunehmen. Der Regierung ist klar geworden, dass die Lage ernst wurde.62Die SLA hat im Jänner 2004 gemeinsam mit dem Beja Congess eine Allianz gebildet. Beide Parteien würden solange gegen die Regierung in Khartoum kämpfen, bis sie ihre Ziele erreicht haben. 
---------------------------------------

60- Vgl. Streck, Bernhard: Sudan, Ansichten eines zerrissenen Landes, Wuppertal 2007, S. 76-77.
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8.4.2. Justice and Equality Movement 
Im Jahr 2002 gründete Dr. Khalil Ibrahim, ein ehemaliger Minister der sudanesischen Regierung unter der National Islamic Front (NIF),  eine eigene Rebellenbewegung unter dem Namen »Justice and Equality Movement - JEM« (Bewegung für Gerechtigkeit und Gleichheit). Er forderte Gerechtigkeit und Gleichheit für alle Sudanesen. Die Bewegung hat vor allem Zaghawa Mitglieder. 

8.4.3. Darfur Liberation Movement 
Die »Darfur Liberation Front - DLF« wurde 2003 mit dem ziel gegründet, Angriffe der arabischen Stämmen zu beenden. Im selben Jahr wurde sie untern Anlehnung an die SPLA/M in  die »Sudanesischen Befreiungsbewegung/ Armee – SLM/A« umgewandelt, um auch andere afrikanische Stämme wie Masalit, Berti und Zaghawa zu integrieren. Die Rebellenbewegungen in Darfur haben gute Beziehungen zu Tschad, Libyen und Eritrea. Sie werden von diesen drei Ländern je nach Ideologie unterstütz.63 Nicht nur der Regierung sondern auch Rebellenbewegungen wie SLA und JEM werfen Menschenrechtsorganisationen Übergriffe gegen Zivilisten, Vergewaltigungen und unschuldige Opfer vor. 
8.5. Janjaweed
Der Begriff »Janjaweed« ist in Darfur seit den Konflikten zwischen Fur und Arabern in den achtziger Jahren bekannt. Der Großteil der Janjaweed ist wahrscheinlich aus den Baggara, vor allen aus Beni Helba, rekrutiert. Der Begriff: 
„ist eine Zusammensetzung  aus jan, was „Geist" bedeutet, und ja-weed, einer Abwandlung von jawad, was „Pferd" heißt. Der Begriff versinnbildlicht die überraschenden Angriffe dieser berittenen Milizen, die meist in der Nacht Verwüstung und Zerstörung bringen“.64 
Die Fur ihrerseits bilden auch ihre Fur ihre eigene Gruppe, die Kämpfer (Malishiyat), und übten in ähnlicher Weise Vergeltung. 

Für Martin Pabst rekrutieren sich die Janjaweed aus: 65 
· seit Ende der 80er Jahre bewaffneten und teilweise in den 90er Jahren in die Ergänzungsarmee Populär Defence Force aufgenommenen arabischen Stam​mesmilizen,
· arabischen Bevölkerungsgruppen, die sich nach der Machtergreifung von Präsi​dent Idris Deby (1990) im Tschad in die sudanesischen Darfur-Provinzen abgesetzt haben, sowie
· kriminellen, nun teilweise durch gezielte Entlassung von Strafgefangenen ver​stärkten Banden.
---------------------------------------
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Die sudanesische Regierung und die Rebellenbewegungen unterzeichneten am 8. April 2004 in der tschadischen Hauptstadt N’Djamena unter Vermittlung des tschadischen Präsidenten und der AU ein Waffenstillstandsabkommen. Der Waffenstillstand hielt nicht lang, denn die Kämpfe brachten wieder aus. Khartoum begann an die Zuverlässigkeit Debys zu zweifeln. Denn viele Berater von Deby waren Zaghawa und hatten Verwandten im Sudan. Deswegen waren sie gegen die sudanesische Regierung und für das Unterstützen die Rebellen. Die Lage eskalierte erneuert und die Lebensgrundlagen  vieler Stämme wurden zerstört. Der Bürgerkrieg und bewaffnete Kriminalität beginnen zu dem in die Nachbarprovinzen und Nachbarländer auszustrahlen. Weder die Regierung noch die Rebellenbewegungen hatte volle Kontrolle über ihre Milizen. So haben Darfur Rebellen regierungsnahen Milizen bei der Stadt Ghibash (Westkordofan) ein Gefecht geliefert. Martin Pabst beschreibt die Lage wie folgendes:66
 „Kriegerische Auseinandersetzungen in Darfur haben Tradition. Doch hat die Ge​walt nie eine solche Dimension und Brutalität wie in den letzten Jahren erreicht. Neu ist der von der Regierung angefachte arabische Chauvinismus und Rassismus, der inzwischen nahezu alle Bevölkerungsgruppen polarisiert und in den Bürgerkrieg hineingezogen hat. Die Lebensgrundlagen eines Großteils der Bevölkerung - Felder, Weiderouten, Wasserstellen - sind zerstört. Hunger wird zu einem immer akuteren Problem. Einige humanitäre Organisationen haben wegen der Unsicherheit ihre Aktivitäten eingestellt. Auch haben die bewaffneten Konflikte die Kriminalisierung der Region verstärkt, was weit verbreitete Unsicherheit und Gesetzlosigkeit hervor​gerufen hat. Die Regierung in Khartum übt nur noch begrenzte Kontrolle über ihre Hilfsmilizen aus, und auch die beiden Rebellenbewegungen sind alles andere als homogen und berechenbar. Abspaltungen komplizieren eine Lösung des Konfliktes. Teile West-Darfur kontrolliert inzwischen das im Mai 2004 aus einem Flügel der JEM hervorgegangene National Movement for Reform and Democracy (NMRD) unter Führung von Gibril Abdel-Karim Bari mit angeblich engen Verbindungen zur tschadischen Regierung. Es tendiert zur SLA und wird von Zaghawa getragen. Auch JEM und SLA liefern sich mitunter Gefechte, so Ende Februar 2005 in Jabel Marra“
Die tschadischen Rebellen nahmen Ende 2005 die Stadt Adre im Osten Tschad ein. Die tschadischen Kräften starteten darauf hin einen Gegenangriff und verdrängten die Rebellen aus Adre und verfolgten sie bis nach Sudan, wo sie Stützpunkte der Rebellen zerstörten. Kurz danach erklärte Tschad sich mit dem Sudan im Kriegzustand zu befinden. 

Ein Großteil der internationalen Staatengemeinschaft hat lange Zeit den Konflikt in Darfur wenig beachtet, wahrscheinlich  weil man die in den Friedensverhandlungen  zwischen der Regierung und SPLM/A erzielten Fortschritte nicht gefährden wollte. Die internationale Gemeinschaft war auch im Rahmen der UNO uneinig. Während einige Staaten, darunter Großbritannien, die USA und Deutschland, die Regierung in Khartum teils scharf kritisierten, verhinderten andere wie Vetomächte Russland und die VR China, nicht nur wegen Wirtschaftsinteressen, ein entscheidendes Vorgehen..
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8.6. African union Mission in Sudan  (AMIS) 

Die sudanesische Regierung einerseits die SLA und JEM andererseits haben gemäß N’djamena-Abkommen vom 25. April 2004 vereinbart 300 afrikanische Soldaten und 80 Waffenstillstandsbeobachter im Rahmen »African Union Mission in Sudan - AMIS«, damit zu beauftragen, den Waffenstillstand zu überwachen, Zivilisten zu schützen und die Hilfsmissionen der UNO zu sichern. Die Vereinbarung vom 28. Mai 2004 in Addis Ababa  zwischen der AU, der sudanesischen Regierung den und anderen beteiligten Parteien und die Resolutionen des  UNO-Sicherheitsrates Nr. 1556 vom 30.Juli 2004 und Nr. 1574 von 19. November 2004 stellen die Grundlage der AMIS dar. Addi  .durch Beschluss des AU-Friedens- und Sicherheitsrates vom 20. Oktober 2004 hat nur in begrenztem Maß zur Verbesserung der Lage in Darfur beigetragen. Die Aufstockung der in N’djamena-Abkommen vereinbarten »African Union Mission in Sudan - AMIS« durch Beschluss des AU-Friedens- und Sicherheitsrates vom 20. Oktober 2004 hat nur in begrenztem Maß zur Verbesserung der Lage in Darfur beigetragen. Deswegen wurde vereinbart, die AMIS bis über 7.000 Soldaten aufzustocken. 

Laut UNO-Angaben hat eine humanitäre Katastrophe ungeheuren Ausmaßes ausgelöst. 2,5 Mio. Menschen sind von humanitärer Hilfe abhängig, an die 2 Mio. vertrieben, davon 200.000 in den Tschad. Der UNO-Sicherheitsrat hat eine Reihe von Resolutionen über Darfur, wie Resolutionen Nr. 1547, 1556, 1564, 1591 und 1593, erlassen. Die Regierung in Khartoum wurde oft gefordert, die Janjaweed-Milizen zu entwaffnen. Und den Frieden in Darfur wiederherzustellen. Der UNO-Generalsekretär wurde in der Resolution 1564 des UNO-Sicherheitsrates damit beauftragt, eine internationale Untersuchungskommission nach Darfur zu entsenden, um das Vorliegen eines Genozids zu klären und die Schuldigen für eine Bestrafung zu identifizieren. 

Die Untersuchungskommission präsentierte im Jänner 2005 ihren Bereicht und lehnte ab, den Konflikt in Darfur als Genozid zu bezeichnen. Martin Pabst schreibt darüber: 67

„Der Untersuchungsbericht stützte zwar nicht den von der US-Regierung erhobenen Vorwurf eines Genozids, konstatierte jedoch schwers​te Menschenrechtsverletzungen und genozidale Absichten einzelner Akteure. Wegen zahlreicher schwerer Vergehen und der zögerlichen Haltung der sudanesischen Jus​tiz sei einer Untersuchung durch den Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag angebracht. Nicht nur die Regierung und regierungsnahe Kräfte, sondern auch die Rebellenbewegungen hätten sich Menschenrechtsverletzungen zu Schulden kommen lassen. 51 Personen werden namentlich beschuldigt.“
Der UNO-Sicherheitsrat entschied mit der Resolution 1593 vom 31. März 2005 mutmaßliche Kriegsverbrecher dem Internationalen Strafgerichtshof zugeführt werden. Der damalige UN-Generalsekretär Kofi Annan forderte im Dezember 2005 von Luis Meoreno-Ocampo, dem Chefankläger des Internationalen Strafgerichtshofs Anklage gegen 51 Verdächtigen, von der Regierung, Janjaweed und Rebellenführer, die vermutlich an den Grausamkeiten in Darfur beteiligt sind, zu erhoben. Die sudanesische Regierung kündigte an, keinesfalls sudanesische Staatsbürger nach Den Haag auszuliefern, mit der Begründung, der Sudan ist kein Mitglied bei dem Gericht und somit ist es nicht für den Sudan zuständig. Die Regierung erklärte sich bereit Verdächtigten im Sudan den Prozess zu machen. 
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8.7. Darfur-Friedensabkommen 

Nach zwei jährigen Verhandlungen unter Vermittlung der Afrikanischen Union haben die sudanesische Regierung und die größte Rebellenbewegung SLA am 5. Mai 2005 in der nigerianischen Hauptstadt Abuja das Darfur-Friedensabkommen unterzeichnet. Für SLA unterzeichnete der Zaghawa Minni Arkou Minnawi. Die Fraktion unter dem Fur-Kommandant der SLA Abdelwahid Mohamed Nour und die JEM verweigerten sich das Abkommen zu unterzeichnen. Minnawi wurde Präsidentenberater und dessen Sonderbeauftragter für Darfur. Einer der Kernpunkte des Abkommen ist die Entwaffnung der Janjaweed.

Die EU-Ratsvorsitzende und Außenministerin Plassnik sagte vor dem UNO-Sicherheitsrat in New York:68
„Die Unterzeichnung des Darfur-Friedensabkommens durch die Regierung des Sudan und die Rebellenbewegung SLM/A letzten Freitag in Abuja ist ein großer Schritt vorwärts für Darfur, für den Sudan und für den gesamten afrikanischen Kontinent. Das Darfur-Friedensabkommen ebnet den Weg für eine grundlegende Verbesserung der humanitären Situation und der Sicherheitsbedingungen vor Ort, für den Schutz der Zivilbevölkerung, für ungehinderte Lieferungen von humanitärer Hilfe sowie für die Wiederherstellung von dauerhaftem Frieden und Versöhnung in der Region„
für die EU ist das Darfur-Friedensabkommen „die einzige Grundlage für einen politischen Prozess, mit dem dauerhafter Frieden in Darfur erreicht werden kann“.69 

Obwohl das Abkommen ein wesentlicher und unerlässlicher Schritt auf dem Weg zum Frieden darstellt, lehnten die JIM und eine Splitergruppe der SLM ab, das Darfur-Friedensabkommen zu unterzeichnen und setzten ihren bewaffneten Kampf gegen die Regierung weiter. 

8.8. United Nations African Union Mission in Darfur (unamid)

Trotz des Darfur-Friedensabkommens war die AMIS mit ihren 7.000 Soldaten einfach nicht in der Lage die Darfur unter ihre Kontrolle zu bringen und dem Konflikt ein Ende zu setzen. Menschenrechtsorganisationen werfen sowohl der Regierung als auch die SLA/M und JEM immer wieder Waffenstillstandvereinbarungen zu brechen. Den Rebellenbewegungen wird geworfen, in verschiedenen Fällen Mitarbeiter der NGOs in Darfur zu anzugreifen und deren Fahrzeuge und Ausrüstung zu rauben. Der UNO-Sicherheitsrat hat am 31. Juli 2007, nach langen Verhandlungen, einstimmig mit der Resolution (Nr.1769  - 2007), eine von der UNO und AU gemischten Friedensmission nach Darfur zu sende, autorisiert. UNAMD, die größte Friedensmission der Welt, soll ca. 20.000 Soldaten und 6.000 Polizisten umfassen. UNAMID wird die Arbeit der AMIS übernehmen, nämlich die Zivilbevölkerung zu schützen. Das UNAMID-Mandat dauert vorerst 12 Monate. Die Mission kann ab Oktober beginnen und soll bis 31. Dezember 2007 das Kommando von AMIS übernehmen. Viele vor allem afrikanische Staaten, wie Ägypten, Äthiopien, Burkina Faso, Dschibuti, Ghana, Malawi, Nigeria, Ruanda, Senegal, Tansania, Uganda, haben zugesagt sich an der UNAMD zu beteiligen. 
---------------------------------------

68- http://www.ue2006.at/de/News/Press_Releases/May/0905PlassnikDarfur.html?month=4&day=1

     UN-Friedensmission für Darfur:

69- Vgl. Rat der Europäischen Union, Schlussfolgerung des Vorsitzes- Brüssel 15.Dezember 2006, 16879/06.
Die „Wiener Zeitung“ schrieb in ihrer Auslage vom 2. August 2007, folgendes über die vom UNO-Sicherheitsrat beschlossene UNO-Friedensmission in Sudan:70
„Der UNO-Sicherheitsrat hat am 1. August 07 eine Friedensmission für Darfur beschlossen. Bei der Mission (unamid) handelt es sich um die bisher umfangsreichste und eine der Teuersten Blauhelm-Operationen der Vereinten Nationen. Rund 26.000 Mann soll das Friedenskorps umfassen, das aus Kräften der UNO und der afrikanischen Union (AU) rekrutiert wird. In der Resolution heißt es, die Vorarbeiten für die Stationierung sollen so schnell wie möglich, spätestens bis zum 31. Dezember abgeschlossen sein, die sudanesischen Regierung stimmte der Mission nach langem Zögern zu.“
Nächste Friedensgespräche 

Der UNO-Generalsekretär Ban Ki Moon kündigte bei seinem Besuch in Khartoum, dass die sudanesische Regierung und die Rebellen in Darfur sich darauf geeinigt haben, die nächste Runde der Friedensgespräche über Darfur in der letzten Oktoberwoche in Libyen abzuhalten. 

Ban hat sich erfolgreich dafür eingesetzt, dass die Verhandlungen fortgesetzt werden sollen. Die nächste Verhandlungsrunde findet am 27. Oktober 2007 in Libyen statt. Der Rebellenführer Abdelwahid Mohamed Nur, der derzeit in Paris lebt, kündigt an, an der nächsten Verhandlungsrunde nicht teilnehmen zu wollen. Er bedroht damit, die Friedensgespräche zu Nichte zu machen. 

8.9. Rolle der EU 

Die EU ist der zusammen mit der UNO und einigen NGOs einer der wichtigsten internationalen Akteure in Sudan. Sie ist auch, mit rund EUR 600 Mio. für humanitäre Hilfe und Unterstützung der AMIS, die größte Geldgeber für die Mission der Afrikanischen Union in Sudan. Sie bemüht sich Darfur sozial und politisch zu stabilisieren, in dem die Zivilbevölkerung entwaffnet wird und Menschenrechtsorganisationen vor Ort gestärkt werden.71 
Obwohl die EU in Darfur kein Genozid erkennen konnte, äußerte sie mehr mals ihre Besorgnisse über die Sicherheitslage sowie entsetzliche humanitäre und Menschenrechtssituation in Darfur  und forderte eine sofortige Beendung der beständigen Verletzungen der Menschenrechte und des Völkerrechts. Die EU verurteilt scharf alle Verstöße gegen das N’Djamena-Abkommen von 2004 über humanitäre Waffenruhe. Sie ruft alle beteiligten Parteien dazu auf, die Gewalt ein zu stellen, sichere und ungehinderte Erbringung humanitäre Hilfe für die Menschen in Darfur zu gewährleisten. Sie forderte die uneingeschränkte und rasche Umsetzung des Darfur-Friedensabkommens, die eine Voraussetzung dafür ist, dass Frieden und Sicherheit in Darfur einkehren können. sie fordert die Regierung in Khartoum, die für die das Verbrechen in Darfur verantwortliche Personen vor Gericht zu stellen. Sie und appelliert an jene Parteien, die das Abkommen nicht unterzeichnet haben, dies zu tun und sich dem Friedensprozess zu verpflichten. 

---------------------------------------

70- Wiener Zeitung:  Auslage vom 2. August 2007
71- Vgl. http://www.europa-digital.de/text/aktuell/dossier/entwicklung/sudanhilfe.shtml
Die EU bekräftigte ihre volle Unterstützung für die AMIS bis zum Übergang zu einer UNO-Mission. Sie verpflichtet sich,  zum Wiederaufbau von Darfur zu beizutragen, sobald der Friedensprozess ernsthaft im Gange kommt und die Sicherheitslage es zulässt. Die EU appelliert an alle Parteien an die nächste Runde der Friedensgespräche, die am 27. Oktober in Libyen stattfinden wird, teil zu nehmen. Die Resolutionen des UNO-Sicherheitsrats 1590, 1591 und 1593 bilden für die EU wesentliche Bestandteile des Engagements der internationalen Gemeinschaft. Sie unterstützt die Tätigkeit des Internationalen Gerichtshofs. 72
Der EU-Beitrag zur Beobachtermission der AMIS wird aus der am 19. April eingerichteten Afrikanischen Friedensfazilität bereitgestellt. Weitere EUR 250 Mio. für die Afrikanische Friedensfazilität wurden aus dem 9. EEF zur Verfügung gestellt. Die Fazilität ist darauf ausgerichtet, unter afrikanische Leitung und mit afrikanischen Mitarbeitern durchgeführte Friedensinitiativen in Afrika zu unterstützen. Die erwartet von der Mission folgendes: 73  
· Die Gewährleistung, dass die Bestimmungen des Waffenstillstandsabkommens umgesetzt werden,

· Ein Beitrag zur Schaffung sicherer Rahmenbedingungen für die humanitäre Hilfslieferungen,
· Unterstützung bei der Entwicklung vertrauensschaffender Maßnahmen,
· Beobachtung und Kontrolle der lokalen Polizei und die Verbesserung der Polizeidienstleistungen durch Schulungen. 

8.10. ECHO in Darfur

Die EU-Hilfe wird zu einem großen Teil in den elf von ECHO eingerichteten Auffanglagern verwendet. Die EU leistet ebenfalls unter ECHO einen wesentlichen Beitrag, in dem sie humanitäre Hilfe für die Opfer in Darfur bereitstellt. ECHO erfüllt in Darfur folgende Aufgaben: 74 

· ECHO has progressively increased funding to Darfur, as well as its presence in the field, since the outbreak of the crisis,
· In response to various appeals by international humanitarian organisations, ECHO has matched its resources to the increasing capacity of aid agencies to access the victims of this crisis, doubling funding between April and July, and tripling funding by September. Almost €58 million was mobilised in 2004, and €39 million since the beginning of 2005,
· The EC through ECHO, in coordination with key UN partners, has been actively involved in raising awareness about the growing crisis in Darfur. Notably through co-chairing the High Level Donor Group in April involving Sudanese government, donors, aid agencies to achieve improved humanitarian aid access to the victims. The EC has repeatedly called upon the Government of Sudan to facilitate the establishment of a truly conducive environment in which a serious and meaningful humanitarian operation can be mounted,
· ECHO’s strategy for Darfur is based on a rolling programme that responds to needs as they arise, and as our partners obtain the capacity to meet existing needs. Funds in response to the Darfur crisis are in addition to the regular humanitarian programme for Sudan in 2005 worth €20 million. Since 1994, the EC through its Humanitarian Aid Office (ECHO) has allocated more than €322 million in humanitarian assistance to both North and South Sudan.

---------------------------------------

72- Vgl. Rat für allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen, Tagung 2660, Mitteilung an der Presse 8817, 

       Brüssel 24./24. Mai 2005.

73-Vgl. Press Releases: IP/04/1306, Brüssel, 26. Oktober 2004, unter:

     http://europa.eu.int/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/04/1306)

74- http://ec.europa.eu/echo/field/sudan/darfur/echo_en.htm
8.10.1. The EU humanitarian response: 

ECHO konzentrieret ihre Arbeit in Darfur auf folgende Ziele: 75 
· Food aid: almost half the funds will be channelled through the WFP for purchase of cereals (as far as possible on the local Sudanese market), transport and distribution to the needy,

· Protection activities: Measures to improve respect of international humanitarian law (including awareness-raising among warring parties), and care for victims of sexual violence and traumatic events,

· Shelter: Provision of plastic sheeting and/or local building materials,

· Non-food items: Clothing, blankets, soap, cooking utensils and fuel, water containers, sleeping mats and mosquito nets,

· Food security: Targeted support to provision of seeds and tools to farmers able to cultivate and targeted animal health interventions,

· Water and sanitation: Repair of existing water sources, provision of sanitation in camps and water tankering where necessary,

· Health care: Therapeutic and supplementary feeding, disease prevention, and emergency care for victims of the violence (including mobile medical teams). 

---------------------------------------

75- http://ec.europa.eu/echo/field/sudan/darfur/echo_en.htm

